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1 Vorbemerkungen  

1.1 Veranlassung und Planziel  

Der Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes hat in seiner Sitzung am 17.07.2013 den rd. 

24 ha umfassenden Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes“ als Satzung beschlossen und in Kraft ge-

setzt. Am 06.06.2017 wurde die 1. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes“ als Satzung 

beschlossen und anschließend in Kraft gesetzt. Das Plangebiet liegt östlich der neu gebauten Autobahn-

anschlussstelle Hammersbach (A 45 bei der Raststätte Langen-Bergheim) an den gemeinsamen Ge-

meindegrenzen von Limeshain, Büdingen und Hammersbach. Planziele waren die Ausweisung eines 

Gewerbegebiets i.S. § 8 BauNVO und ergänzend eines Sondergebiets „Logistik“ i.S. § 11 Abs. 2 BauN-

VO.  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes“ befindet sich östlich der 

A45 und nördlich der L3195 in den Orts- bzw. Stadtteilen Langen-Bergheim, Himbach und Eckartshau-

sen. Die Anschlussstelle an die L3195 ist bereits errichtet und die Erschließung hergestellt. Während des 

Vollzugs des Bebauungsplanes und der Abstimmung mit potenziellen Interessenten wurde die innere 

Erschließung des Plangebietes modifiziert. Unabhängig davon wurden bereits bei der Erstellung des In-

terkommunalen Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Limes“ Erweiterungsmöglichkeiten vorgesehen. Die 

erste Erweiterung wurde durch den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes“ 1. Erweiterung vorbereitet. 

Der Bebauungsplan wurde am 27.01.2017 rechtskräftig. Für diese Fläche und für einen weiteren Teil des 

Gewerbegebiets wurde bereits ein Bauantrag für eine Logistikhalle gestellt und genehmigt, Bestandsge-

bäude sind in der Örtlichkeit bereits deutlich sichtbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle der Drohnenaufnahme: Gemeinde Hammersbach, Januar 2020 

 

 

Abb. 1: Blick auf den Planbereich aus Richtung Süden (blaue Umrandung), Schrägluftbild 

BAB 45 
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Bedingt durch die stark gestiegene und sehr konkrete Nachfrage an diesem Standort wird nunmehr die 

Aktivierung der nächsten Erweiterungsoptionen erforderlich. 

 

Die Voraussetzungen für die Erweiterung, also den dritten Bauabschnitt, sollen im ersten Schritt durch 

den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung-West“ geschaffen werden. Die Fläche auf der 

Gemarkung Langen-Bergheim umfasst insgesamt rd. 10,95 ha und schließt sich westlich an das beste-

hende Gewerbe- und Sondergebiet an und wird durch die BAB 45 westlich begrenzt. Für diese Erweite-

rungsflächen wurde bereits konkreter Bedarf formuliert. Der überwiegende Teil der Fläche soll, analog zu 

den bereits aktivierten Flächen, von der Dietz AG erworben und entwickelt werden. 

 

Für die Nutzung dieses dritten Bauabschnitts konnte jüngst mit der Hager Group aus dem Saaland ein 

renommiertes Familienunternehmen gewonnen werden. Es handelt sich um ein weltweit tätiges, inhaber-

geführtes Unternehmen mit Sitz in Deutschland. Der Ausbau der Logistikkapazitäten erfolgt im Rahmen 

der Wachstumsstrategie der Hager Group. Die Vertragsunterzeichnung mit dem Unternehmen für elektro-

technische Installationen in Wohn-, Industrie- und Gewerbeimmobilien erfolgte im September 2020. Der 

Mietvertrag hat eine Laufzeit von zehn Jahren und kann danach verlängert werden. Die Fertigstellung mit 

Übergabe an den Mieter, sprich die Hager Group, ist für 2022 geplant. Dann sollen rund 200 Beschäftigte 

am neuen Standort für das Unternehmen tätig sein. Der Baubeginn ist – vorbehaltlich der Zustellung des 

Zielabweichungsbescheids und des Verlaufs der Bauleitplanung - für das Jahr 2021 vorgesehen. 

 

Die Kapazitäten im bestehenden Gewerbegebiet sind weitgehend ausgeschöpft, sodass die Bereitstel-

lung weiterer Gewerbeflächen erforderlich ist, um den konkreten Bedarf zu decken. 

 

Der Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes hat in seiner Sitzung am 22.08.2017 den 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB) für den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung 

West“ gefasst. In der Sitzung am 03.04.2019 wurde der Beschluss bestätigt und um eine weitere Fläche 

in Richtung Norden ergänzt. Die Bekanntmachung erfolgte im Kreisanzeiger am 25.05.2019.  

 

Planziele sind die Ausweisung eines Sondergebiets „Logistik“ i.S. § 11 Abs. 2 BauNVO und ergänzend 

eines Gewerbegebiets i.S. § 8 BauNVO. 

 

Die in der Plankarte rot umrandeten Flurstücke 30/8, 105/5 und 120/5 Flur 8 Gemarkung Himbach wer-

den vom Satzungsbeschluss ausgenommen. Betroffen hiervon sind ein Teil des im Bebauungsplan fest-

gesetzten Gewerbegebiets (GE1) i.S. § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) und eine Verkehrsfläche 

besonderer Zweckbestimmung; hier: Wirtschaftsweg. 

Die Herausnahme erfolgt, da die Erweiterung des Zweckverbandsgebiets für diese drei Grundstück zwar 

von der Zweckverbandsversammlung beschlossen wurde, aber noch nicht der Kommunalaufsichtsbehör-

de vorgelegt und förmlich bekannt gemacht wurde. 

Um jedoch die weitere Planung des Gewerbegebiets sowie des Sondergebiets Logistik zeitnah umsetzen 

zu können, wird der Satzungsbeschluss im Übrigen gefasst, während der o.g. Bereich des Plangebietes 

bis zur formellen Rechtskraft der Erweiterung des Zweckverbandsgebiets von der Beschlussfassung 

ausgenommen wird. Der Satzungsbeschluss kann für diesen Teilbereich von der Zweckverbandsver-

sammlung bei Vorliegen der Voraussetzungen entsprechend nachgeholt werden. 
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1.2 Räumlicher Geltungsbereich  

Das Plangebiet für den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ befindet sich unmit-

telbar östlich der A 45 und nördlich der L 3195 im Ortsteil Langen-Bergheim. Der räumliche Geltungsbe-

reich wird im Einzelnen wie folgt begrenzt:  

Norden: Landwirtschaftliche Flächen 

Süden: L 3195 und im Anschluss die Hessische Staatsdomäne Marienborn 

Westen: Landwirtschaftliche Flächen sowie die A 45 mit der Raststätte Langen-Bergheim 

Osten: Landwirtschaftliche Flächen  

Im Umgriff des so begrenzten Bebauungsplanes Erweiterung West liegt eine Fläche von rd. 10,95 ha. 

Hiervon entfallen auf das Gewerbegebiet i. S. § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) rd. 2,59 ha., das 

Sondergebiet Logistik rd. 7,54 ha, auf Flächen für Versorgungsanlagen rd. 0,09 ha sowie die im Bebau-

ungsplan festgesetzten Verkehrsflächen rd. 0,73 ha. 

Die in der Plankarte zum Bebauungsplan rot umrandeten Flurstücke 30/8, 105/5 und 120/5 in Flur 8 der 

Gemarkung Himbach werden vom Satzungsbeschluss ausgenommen. Hierbei handelt es sich um rd. 0,8 

ha Gewerbegebiet und rd. 0,08 ha Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; Wirtschaftsweg. 

 

Abb. 2: Räumlicher Geltungsbereich  
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Abb. 3: Räumlicher Geltungsbereich – Flächengegenüberstellung 
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Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ greift 

teilräumlich in den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes“ 1. Ände-

rung (2017) ein.  

 

Betroffen hiervon ist eine Festsetzung zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern zwischen den Son-

dergebieten, um die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass das neu geplante Gebäude an den Ge-

bäudebestand angebaut werden kann. Die Verpflichtung hierzu soll über einen städtebaulichen Vertrag 

verbindlich vereinbart werden. Zudem wird die Straßenverkehrsfläche aufgenommen und in der Lage 

modifiziert, um die Voraussetzungen zur Erschließung des Gewerbegebiets im Süden zu schaffen. Die 

Anpflanzungsfestsetzungen an der Ostgrenze des Gewerbegebiets bleiben unverändert erhalten. (vgl. 

auch die Ausführungen unter Ziffer 1.3.3) 
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1.3 Übergeordnete Planungen  

1.3.1 Raumordnung 

Der Regionalplan Südhessen 2010 stellt für die geplante Fläche „Vorranggebiet für die Landwirtschaft“ 

überlagert mit der Signatur „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ dar. Um im „Gewerbegebiet 

Limes – Erweiterung West“ im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens ein Gewerbegebiet bzw. ein Sonder-

gebiet ausweisen zu dürfen, ist die Inanspruchnahme von Vorranggebiet für Landwirtschaft erforderlich. 

Der Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes beantragte deshalb eine Zielabweichung vom 

Regionalplan Südhessen 2010, die die Regionalversammlung am 05.03.2021 zuließ. Der Zielabwei-

chungsbescheid stammt vom 29.03.2021. 

 

Der Zweckverband „Interkommunales Gewerbegebiet“ hat zudem einen entsprechenden Antrag zur Än-

derung der Darstellungen des RegFNP beim Regionalverband FrankfurtRheinMain und bei der Gemein-

de Limeshain und der Stadt Büdingen gestellt. Die Grundlage hierfür bildet die Zielabweichung. 

 

Der Zweckverband „Interkommunales Gewerbegebiet Limes“ sowie die mit der Bodenbevorratung beauf-

tragte Land+Forst Projektentwicklungsgesellschaft stehen bereits seit Jahren in Kontakt mit den Eigen-

tümern. Dementsprechend wurden die Eigentumsverhältnisse wie folgt geklärt: 

 

Bei der Entwicklung des 1. Abschnittes des Interkommunalen Gewerbegebiets mit ca. 24 ha waren 

hauptsächlich zwei Haupterwerbslandwirte mit ihren Pacht- und Eigentumsflächen betroffen. Mit dem 

Hauptpächter (ca. 6 ha Pachtfläche und ca. 3 ha Eigentumsfläche) wurde anhängende Entschädigungs-

regelung vereinbart. Dem zweiten Betroffenen (ca. 7 ha Pachtfläche) wurden durch die Gemeinde Li-

meshain Flächen in Form von neuen Eigentums- und Pachtflächen zur Verfügung gestellt. Alle übrigen 

Landwirte waren lediglich unwesentlich betroffen bzw. haben sich mit Hilfe der Verkaufserlöse an anderer 

Stelle Ersatzland gekauft. Dieses Verfahren wurde bereits 2014 abgeschlossen. 

Die Betrachtung der landwirtschaftlichen Betroffenheit in den geplanten Erweiterungen des Interkommu-

nalen Gewerbegebietes im Norden (ca. 3 ha), Westen (ca. 9,5 ha) und Osten (ca. 17,5 ha) hat Folgendes 

ergeben bzw. ist wie folgt gelöst worden:  

Der im Norden, Westen und Osten mit ca. 10 ha Pachtfläche und mit ca. 2 ha Eigentumsfläche betroffene 

Landwirt hat als Ersatz weiter entfernt selbst für ausreichend Ersatz gesorgt und für die damit verbunde-

nen erhöhten Rüstzeiten eine zusätzliche Entschädigung gemäß beiliegender 2. Vereinbarung erhalten. 

Alle weiteren Eigentümer (Landwirte) und Pächter sind nicht wesentlich (nach den Vorgaben des RP) von 

den geplanten Erweiterungen betroffen (vgl. Ausführungen im Kapitel 2.2.1 Belange der Landwirtschaft). 

Es wird versichert, dass den Belangen der Landwirtschaft Rechnung getragen wurde und der Situation 

durch geeignete Maßnahmen (Ersatz- und Tauschlandangebote, Entschädigungszahlungen u.a.) ent-

sprechend entgegengetreten wurde. Der Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes sowie 

die Land+Forst Projektentwicklungsgesellschaft haben bereits entsprechende Maßnahmen getroffen und 

Verträge mit den betroffenen Landwirten geschlossen, die eine Existenzgefährdung betroffener Betriebe 

abwendet.  

 

Im Übrigen wird der Zweckverband „Interkommunales Gewerbegebiet Limes“ den naturschutzrechtlichen 

Ausgleich im Sinne § 1a Abs. 3 BauGB nicht durch die Umwidmung landwirtschaftlicher Flächen erbrin-

gen, sodass hierdurch kein zusätzlicher Flächenentzug erfolgt. 

Stattdessen ist vorgesehen, zur Verbesserung der Lebensbedingungen für Feldlerchen, Rebhühner und 

andere Arten der offenen Feldflur bestehende Ackerflächen – angelehnt an die Dreifelderwirtschaft des 
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19. Jahrhunderts - in extensiver Form zu bewirtschaften. Diese Art der Bewirtschaftung bedarf zwar einer 

Subventionierung als Ausgleichsmaßnahme, ermöglicht aber die Erzielung von Erträgen und stellt weiter-

hin eine landwirtschaftliche Nutzung dar. 

Nach diesseitiger Auffassung kann daher die geplante Erweiterungsfläche zulasten bisheriger landwirt-

schaftlicher Nutzflächen erfolgen, ohne dass betriebswirtschaftliche Nachteile für die Landwirtschaft zu 

erwarten sind, denen nicht abgeholfen werden kann. 

 

Neben den Zielen, zu denen die Abweichung zugelassen wurde, sind folgende Grundsätze der Raum-

ordnung gemäß den Vorgaben des Regionalplans Südhessen 2010 auf Ebene des FNP und der örtli-

chen Bauleitplanung abwägungsbeachtlich: 

 

Grundwasser (6.1) 

G 6.1.7 

Zum Schutz des Grundwassers in qualitativer und quantitativer Hinsicht sind in besonders schützenswerten Be-

reichen der Planungsregion Südhessen „Vorbehaltsgebiete für den Grundwasserschutz“ ausgewiesen und in der 

Karte dargestellt. Der Schutz des Grundwassers hat hier einen besonders hohen Stellenwert bei der Abwägung 

gegenüber Planungen und Vorhaben, von denen Grundwasser gefährdende Wirkungen ausgehen können. Ne-

ben den bestehenden und geplanten Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebieten (Zonen I - III/IIIA) sind dies 

Flächen mit geringer natürlicher Schutzwirkung gegenüber Grundwasserverschmutzung. 

 

Die Böden im Plangebiet haben eine nur mäßig hohe Feldkapazität und aufgrund der vorherrschenden 

lehmig-tonigen Bodenart eine nur geringe Durchlässigkeit. Ihre Bedeutung für die Grundwasserneubil-

dung ist verglichen mit der Umgebung deshalb gering. Hinsichtlich der Grundwasserschutzfunktion, also 

der Abpufferung von Verunreinigungen, ist durch die vorgesehene Nutzung keine grundsätzlich andere 

Situation zu erwarten als aktuell, da das Dachflächenwasser keiner stärken Belastung unterworfen sein 

wird als das auf den Ackerflächen niedergehende Regenwasser und erhebliche Kontaminationen durch 

Leckagen durch entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan bzw. Bauantrag (z.B. Leichtflüssig-

keitsabscheider) weitgehend ausgeschlossen werden können. 

 

Hinzu treten noch die Grundsätze: 

Industrie und Gewerbegebiete (3.4.2) 

G3.4.2-2  

Die Ausweisung, Mobilisierung und Entwicklung von Gewerbegebieten soll gemeindeübergreifend 

betrieben werden. 

 

Wie bereits erwähnt, haben die Gemeinden Hammersbach und Limeshain und die Stadt Büdingen im 

Jahr 2011 den Zweckverband „Interkommunales Gewerbegebiet Limes“ gegründet, um das Projekt ge-

meinsam zu planen und umzusetzen. Dem Grundsatz wird insofern vollumfänglich entsprochen. Auch im 

Landesentwicklungsplan (LEP) sowie im Regionalen Entwicklungskonzept Südhessen (REK 2019) wird 

die interkommunale Entwicklung von Flächen ausdrücklich unterstützt. Vor allem im peripheren Raum 

sind interkommunale Gewerbegebiete von Bedeutung, da es sich hier häufig um die einzige größere ge-

werbliche Entwicklungsmöglichkeit handelt. Bei der Auswahl des Gewerbeflächenpools wurden gemein-

deübergreifende Vorhaben aus den genannten Gründen gezielt berücksichtigt, so auch der in dem Antrag 

in Rede stehende Standort Hammersbach. 
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Güterverkehr (5.3) 

G5.3-5 

Neue Logistikzentren sollen an verkehrsgünstigen Standorten in der Nähe von Bundesautobahnen und Schie-

nenstrecken unter weitgehender Minimierung der Verkehrsauswirkung auf Siedlungs- und Erholungsräume sowie 

von Ortsdurchfahrten angesiedelt werden und möglichst intermodal ausgerichtet sein. 

 

In der Begründung dieses Grundsatzes im Textteil des Regionalplans wird zudem ausgeführt, dass für 

die Abwicklung der für die Güter- und Warenströme erforderlichen Ziel- und Quellverkehre neben den 

Hauptumschlagplätzen die Errichtung von regionalen Logistikzentren erforderlich sei. Regionale Logistik-

zentren eignen sich in besonderem Maße zur Bündelung und Verteilung von Güter- und Warenströmen 

sowie deren Umschlag im Regional- und Fernverkehr.  

Das geplante Vorhaben entspricht diesem Grundsatz fast vollumfänglich, da die hier vorgesehene Fläche 

„Erweiterung West“ zwischen der BAB A 45 und dem rechtskräftigen Bebauungsplan „Gewerbegebiet 

Limes“ liegt und somit an ein bereits bestehendes und erschlossenes Gewerbegebiet angrenzt. Im Be-

bauungsplan Gewerbegebiet „Limes“ sind für die unmittelbar angrenzenden Flächen Gewerbegebiet (i.S. 

§ 8 BauNVO) sowie ein Sondergebiet Logistik (i.S. § 11 Abs. 2 BauNVO) festgesetzt. Demnach bildet die 

nun geplante Erweiterung den Lückenschluss zwischen Autobahn und Gewerbegebiet. Der Anschluss an 

die L 3195 ist bereits errichtet, die Erschließung hergestellt. Es fehlt lediglich eine intermodale Ausrich-

tung. Die unmittelbare Anbindung an das überörtliche Straßennetz wurde laut REK in Fachgesprächen 

als wichtigstes Kriterium genannt. Über 70 % der im REK dargestellten Gesamtflächen liegen daher in 

einem Radius von 2.500 m um Anschlussstellen von Autobahnen oder ähnlich ausgebauten Straßen. 

Eine für die Standortauswahl eher untergeordnete Rolle spielen dagegen Gleisanschlüsse, KV-Terminals 

und Häfen. 

Mit der geplanten Erweiterung wird zudem einem weiteren Grundsatz des LEP, konkret der Bündelung 

von Logistikstandorten, Rechnung getragen. Insgesamt sind drei Viertel der im Flächenpool Logistik vor-

geschlagenen Flächen weniger als einen Kilometer von bereits bestehenden Logistikansiedlungen ent-

fernt. 

 

Die Ziele der Raumordnung sind im Landesentwicklungsplan Hessen 2000 festgelegt und werden u.a. im 

Regionalplan Südhessen konkretisiert. Die Verordnung über die dritte Änderung des Landesentwick-

lungsplans Hessen 2000 ist am 10. September 2018 im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hes-

sen zusammen mit der Plankarte veröffentlicht worden (GVBl. S. 398, 551) und einen Tag später in Kraft 

getreten. 

 

Der Landesentwicklungsplan führt unter Kapitel 5 Infrastrukturentwicklung, 5.1. Verkehr, 5.1.1 Integrierte 

Verkehrsgestaltung, Logistische Anforderungen folgendes Ziel auf: 

5.1.1-6 (Z)  

Logistikzentren mit regionaler Beschäftigungswirkung sind in den Regionalplänen festzulegen (Regionales Lo-

gistikzentrum Bestand bzw. Planung). 

 

Darüber hinaus können lt. Begründung zur 3. Änderung von der Regionalplanung weitere Vorranggebiete 

von überregionaler Bedeutung entlang der Entwicklungsachsen festgelegt werden, die z.B. verkehrsin-

tensiven gewerblichen Betrieben vorbehalten sind, die auf eine überregionale Verkehrsanbindung ange-

wiesen sind. Diese Flächendarstellungen sollen der Flächenvorsorge insbesondere im Bereich Güterver-

kehr und Logistik dienen. 



Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ 11 
 

PlanES, 35392 Gießen – 09/2021 

Die 3. Änderung des LEP formuliert insofern den eindeutigen Auftrag, auf Ebene der Regionalplanung 

bzw. der regionalen Flächennutzungsplanung ein neues Planzeichen einzuführen: Regionales Logistik-

zentrum Bestand / Planung. Der Regionalplan Südhessen befindet sich ebenso wie der Regionale Flä-

chennutzungsplan Frankfurt RheinMain gegenwärtig in der Fortschreibung. 

Mit dem Regionalen Entwicklungskonzept Südhessen (REK 2019) wurde nun ein informelles Planungs-

instrument vorgelegt, das entsprechende Aussagen dazu trifft1. Hergeleitet auf einer rein fachlichen Ebe-

ne, stellt das REK raumbezogene Überlegungen und konzeptionelle Vorschläge zu den Schwerpunkt-

themen Siedlung, Gewerbe und Logistik dar. Laut REK wird die Flächeninanspruchnahme durch Logistik 

in den kommenden Jahren anhalten. Mehr noch, bis 2025 wird eine Verdopplung des Logistikflächenbe-

darfs in Europa vorausgesagt. Die Ursachen liegen im Wachstum des Online-Handels, in der steigenden 

Bedeutung von Logistikimmobilien als Investitionsobjekt, dem höheren Warenumschlag durch Bestands-

reduzierung in Industrie und Handel (Just-in-time-Lieferung) und der Verlagerung von Produktions- und 

Lagerstätten nach Osten. Im Fall Südhessens liegen die nachfragestärksten Kommunen entlang der Au-

tobahnen BAB 5, BAB 45 und BAB 66 sowie an den Bundesstraßen B 44 und B 45. 

 

Im Gegensatz zum Flächenverbrauch lässt sich die Beschäftigungswirkung als Vorteil für den jeweiligen 

Standort eines Logistikunternehmens werten. Die Anzahl an generierten Arbeitsplätzen ergibt sich aus 

dem vergleichsweise hohen Handlingsaufwand und dem meist im Drei-Schichtbetrieb organisierten Be-

triebsablauf. Zu den Logistikbeschäftigten zählen vor allem Lageristen, Speditionskaufleute und weitere 

Büroangestellte. Darüber hinaus können der Initiative Logistikimmobilien Logix zufolge auf die direkt in 

einem Logistikzentrum gemeldeten Arbeitsplätze rund 60 % für unmittelbar induzierte Beschäftigungsef-

fekte, gemeint sind notwendige Dienstleistungskräfte wie Wach-, IT-, Reinigungs- und Gastronomieper-

sonal sowie für den Gütertransport zuständige LKW-Fahrer, aufgeschlagen werden. „Dementsprechend 

mag der Beschäftigungsbesatz von Logistikimmobilien im Vergleich zur Industrie zwar tendenziell gerin-

ger ausfallen, jedoch birgt die Logistikwirtschaft insgesamt das größere Potential zur Generierung von 

Arbeitsplätzen – auch auf regionaler Ebene“, so das Fazit von Logix. 

 

Im konkreten Fall des geplanten Logistik-Neubaus in Hammersbach lohnt es sich also, das Gesamtpro-

jekt mit seinen insgesamt drei einzelnen Bauabschnitten zu betrachten: Für das im ersten Bauabschnitt 

errichtete Logistikunternehmen sind bereits jetzt 470 Mitarbeiter tätig, für den zweiten Bauabschnitt wird 

von einer Beschäftigtenzahl von 200 ausgegangen, noch einmal 200 Arbeitsplätze werden für den dritten 

Bauabschnitt prognostiziert, die Gesamtzahl der Beschäftigten würde nach Abschluss der Planungen 

dementsprechend ca. 870 betragen. 

 

Weitere positive Effekte hinsichtlich der Beschäftigungswirkung entstehen durch flankierende Betriebe, 

die sich in unmittelbarer Nähe des Logistikzentrums ansiedeln. Als Vorteil einer Ansiedlung von Gewerbe, 

auch aus dem Logistikbereich, sind darüber hinaus die Einnahmen aus den verschiedenen Gemeinde-

steuern für die Deckung der öffentlichen Haushalte zu sehen, die wiederum für eine Erhöhung des regio-

nalen Lebensstandards sorgen.  

 

 
1 Aufgrund der Beschlüsse der Regionalversammlung (RVS) vom 13.12.2019 ist das REK 2019 als Pla-

nungsgrundlage zu überarbeiten. Kerninhalte der Beschlüsse sind insbesondere eine vertiefte Auseinan-

dersetzung mit den Belangen Klimaschutz und der Wahrung der Regionalen Grünzuge. In dem nunmehr 

als Aktualisiertes Plankonzept (APK) bezeichneten Planungsvorgaben, das gegenwärtig den politischen 

Gremien zur Beratung und Beschlussfassung vorliegt, ist das Gebiet weiterhin enthalten. 



Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ 12 
 

PlanES, 35392 Gießen – 09/2021 

Die Entscheidung über die Zielabweichung einschließlich ggf. darin enthaltener Maßgaben bildet 

die Grundlage für die weitere Planung. Einem entsprechenden Antrag auf Zielabweichung (Sep-

tember 2020) wurde nach Entscheidung des Regierungspräsidiums Darmstadt stattgegeben (Az.: 

Dez. III. 31.2-93 d-52.09/1-2020/05, Datum: 29.03.2021): 

 

Entscheidung 

I. Auf Antrag des Zweckverbandes Interkommunales Gewerbegebiet Limes vom 12. Oktober 2020 

wird die Abweichung von Ziel Z10.1-10 des Regionalplans Südhessen/ Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010 – Vorranggebiet für Landwirtschaft – nach Maßgabe der Antragsunterlagen, der 

unter Ziffer II. aufgeführten Nebenbestimmungen sowie des als Anlage beigefügten Lageplans, der 

Bestandteil dieser Entscheidung ist, zugelassen. 

 

II. Die Zulassung der Abweichung wird mit folgenden Nebenbestimmungen verbunden: 

1. Im Rahmen des nachfolgenden Bauleitplanverfahrens ist spätestens mit dem Antrag auf Geneh-

migung der Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans FrankfurtRheinMain nachzuweisen, 

dass eine ausreichende quantitative und qualitative Grundwasserversorgung des Bau- bzw. Son-

dergebiets der Erweiterung West gewährleistet ist. 

 

2. Spätestens auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ist vorzusehen, dass Niederschlagswas-

ser zugunsten einer ausreichenden Grundwasserneubildung versickert wird; da der vorhandene 

Boden nur eingeschränkt versickerungsfähig ist, sind dabei ausreichend groß dimensionierte 

Rückhalteeinrichtungen und Notüberläufe vorzusehen. Es ist zu prüfen, ob eine Aufbereitung des 

zu versickernden Niederschlagswassers erforderlich ist. Die Planung ist mit dem Dezernat IV/F 

42.1 – Grundwasser, Bodenschutz Ost – des Regierungspräsidiums Darmstadt abzustimmen. 

 

3. Erforderliche Änderungs- und/oder Optimierungsmaßnahmen im Bereich der klassifizierten Stra-

ßen sind planungsrechtlich bezüglich der Rampen der Anschlussstelle Hammersbach der Bun-

desautobahn BAB 45 mit der Autobahn GmbH abzustimmen. 

 

4. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind Maßnahmen zur Sicherung der Erschließung 

im Sinne der Ziffern II.2 und II.3 abzusichern und – jedenfalls bei alleiniger erschließungsbeding-

ter Veranlassung – durch den Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes baulich 

umzusetzen sowie zu finanzieren. 

 

5. Die Maßnahmen zur Sicherung der Erschließung im Sinne der Ziffern II.2 und II.3 sind vor Auf-

nahme der Nutzung des ersten Gebäudes fertigzustellen und für den Verkehr freizugeben. 

 

6. Spätestens im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist nachzuweisen, dass die bestehende 

Kläranlage des Abwasserverbandes Oberes Krebsbachtal in der Lage ist, das zusätzlich anfal-

lende Abwasser aufzunehmen. 

 

7. Spätestens im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist durch geeignete Untersuchungen 

nachzuweisen, dass ein Vorkommen der geschützten Art des Feldhamsters im Plangebiet aus-

geschlossen werden kann. 
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In der Zulassung der Abweichung heißt es: 

„Die Zulassung der Abweichung ist zweckmäßig. Trotz der Inanspruchnahme hochwertiger landwirt-

schaftlicher Flächen in einem Umfang mehr als 10 ha überwiegen die mit einer Zulassung der Abwei-

chung einhergehenden Vorteile. Die Mobilisierung der Flächen ermöglicht die Errichtung und den Be-

trieb eines flächenintensiven Logistikbetriebs, ohne dass damit weitere Flächen für die innere und äu-

ßere Erschließung der Flächen beansprucht werden müssen. Soweit Maßnahmen zur verkehrlichen 

Erschließung insbesondere im Hinblick auf die beiden Rampen der Anschlussstelle Hammersbach, er-

forderlich sind, handelt es sich um verkehrstechnische Maßnahmen wie eine Signalisierung der bei-

den Rampen. 

Ferner ist zu berücksichtigen, dass es dem Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes 

aufgrund der langfristigen Planung und einer dementsprechenden Bodenbewirtschaftung bereits ge-

lungen ist, die Beeinträchtigungen landwirtschaftlicher Betriebe auf ein Mindestmaß zu reduzieren. 

Aufgrund der Darlegungen des Antragstellers können Existenzgefährdungen einzelner Betriebe bzw. 

Landwirte ausgeschlossen werden. Soweit einzelne Landwirte von ihnen bewirtschaftete Flächen ver-

lieren, sind diese jeweils kleiner als 1 ha. Hinzu kommt, dass zwar die (landwirtschaftliche) Fläche, 

nicht aber der Boden als solcher verloren geht. So hat der Zweckverband Interkommunales Gewerbe-

gebiet Limes dargelegt, dass der bei Umsetzung der Planung abzutragende Oberboden dazu genutzt 

wird, Flächen mit weniger ertragreichen Böden aufzuwerten. 

 

Hinzukommt, dass laut nachstehender Tabelle des Hessischen Statistischen Landesamtes der Anteil 

landwirtschaftlicher Flächen in Hessen zwischen 2003 und 2019 annähernd stabil gewesen ist. So ist 

in den Jahren 2003 bis 2007 eine Zunahme der landwirtschaftlich genutzten Flächen um rund 20.000 

ha zu verzeichnen. Zwischen 2013 und 2019 ist die landwirtschaftlich genutzte Fläche von rund 

772.000 ha auf 767.000 ha gesunken. Dies bedeutet zwar in diesem Zeitraum einen Rückgang der 

entsprechenden Flächen um 1,8%, 2019 wurden gleichwohl 3.000 ha mehr bewirtschaftet, als im Jahr 

2003. Im gleichen Zeitraum haben allerdings die als Dauergrünland genutzten Flächen von rund 

275.000 ha auf rund 293.000 ha zugenommen. 

Im Hinblick auf die Versorgung der Region mit Lebensmitteln „aus der Region für die Region“ ist ein 

Flächenmangel nicht ersichtlich. 

 

 

 

Tabelle 1: Entwicklung der Größe landwirtschaftlich genutzter Flächen in Hessen in den 

Jahre 2003 bis 2019 
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Soweit die obere Landwirtschaftsbehörde sowie die obere Landesplanungsbehörde richtigerweise be-

tonen, dass in der Wetterau sowie im Main-Kinzig-Kreis erst in jüngster Zeit landwirtschaftliche Flä-

chen in erheblichem Umfang zugunsten von Logistikflächen preisgegeben worden sind Rewe- Lo-

gistikcenter, Lidl- Auslieferungslager), zeigt die nachfolgende Abbildung 6, dass Logistikbetriebe in 

den Sektoren Nord und Ost (Main-Kinzig-Kreis, Teile des Wetteraukreises, Hanau, Landkreis und 

Stadt Offenbach (am Main) sowie Teile Frankfurts am Main) keinesfalls überrepräsentiert sind. So be-

findet sich mit 90 Standorten – entsprechend dem Verhältnis der Bevölkerung zur gesamten Region – 

rund ein Viertel der Logistikstandorte in den beiden Sektoren. Auch der Flächenanteil der Logistikbe-

triebe in den Sektoren Nord und Ost entspricht mit rund einem Drittel dem Flächenverhältnis dieser 

beiden Sektoren zur gesamt Region Südhessen.  

Schließlich mag auch die Tatsache, dass das Land Hessen den Zweckverband Interkommunales Ge-

werbegebiet Limes in der Gründungsphase mit 70.000,- € gefördert hat, dafür sprechen, dass die 

Konzentration von Logistikflächen in unmittelbarer Nähe zu Anschlussstellen von Bundesautobahnen 

auch im Interesse der Landesplanung liegt. Hinzukommt, dass der Standort angefahren werden kann, 

ohne dass eine Durchfahrung von Ortslagen erforderlich ist. 

 

Aufgrund dieser mit dem Vorhaben des Antragstellers verbundenen Vorteile können Bedenken wegen 

der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen zurückgestellt werden. 
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b) Begründung der Nebenbestimmungen 

Die unter Ziffer II. aufgeführten Nebenbestimmungen basieren auf § 36 Abs. 2 Hessisches Verwal-

tungsverfahrensgesetz (HVwVfG). Danach können Verwaltungsakte, die – wie die vorliegende Abwei-

chungszulassung – ins Ermessen der Behörde (vorliegend der Regionalversammlung Südhessen) 

gestellt sind, jederzeit mit Nebenbestimmungen verbunden werden. Die Nebenbestimmungen dienen 

ausnahmslos dazu, dem Regionalverband FrankfurtRheinMain im Rahmen der Änderung des Regio-

nalen Flächennutzungsplans bzw. dem Antragsteller im Rahmen der Änderung des Bebauungsplans 

eine fehlerfreie Abwägung zu erleichtern. Denn die Zulassung einer Abweichung ist nur dann zweck-

mäßig, wenn prognostiziert werden kann, dass bereits im Rahmen des Abweichungsverfahrens zuta-

ge tretende Konflikte im Rahmen der nachfolgenden Bauleitplanverfahren gelöst werden können.“ 
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Die Einhaltung der Nebenbestimmungen wird wie folgt nachgewiesen: 

Zu.: II.1  

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung 

West“ wurde ein Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie (WRRL-Fachbeitrag) vorgelegt. In diesem 

wird festgestellt, dass sich alle Grundwasserkörper in Hessen, also auch der zu betrachtende GWK 

2470_10104, mengenmäßig in einem guten Zustand befinden. Außerdem wird Im Rahmen der Tren-

dermittlung davon ausgegangen, dass der gute mengenmäßige Zustand auch am Ende des Bewirt-

schaftungszeitraumes 2021 vorliegen wird. Hierbei wurde der Einfluss der Versiegelung auf die Grund-

wasserneubildung berücksichtigt. In der vorliegenden finalen Begründung zum Bebauungsplan „Ge-

werbegebiet Limes – Erweiterung West“ (Planstand: Juli 2021) von PlanES Gießen wurde der zusätzli-

che Wasserbedarf für die Ansiedlung des Logistikzentrums (Fläche 2) und des sonstigen Gewerbes 

(Fläche 1) berechnet und mit der möglichen Lieferung durch den Wasserversorger (Gemeinde Li-

meshain) gegenübergestellt. Im Ergebnis wurde berechnet, dass der zusätzliche Wasserbedarf von 

16.681 m³/a (Anm.: Insgesamt bestehendes Gewerbegebiet und Erweiterung West) durch die mögliche 

zusätzliche Trinkwasserbereitstellung von 30.000 m³/a gedeckt werden kann. Dies wird als Nachweis 

betrachtet, dass eine ausreichende Grundwasserversorgung des Bau- bzw. Sondergebiets der Erweite-

rung West gewährleistet ist.  

Die Nebenbestimmung II 1. ist daher erfüllt. (STN RP v. 06.09.2021, Grundwasser) 

 

Zu.: II.2  

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung 

West“ wurde ein Umweltbericht, ein hydrogeologisches Gutachten sowie ein WRRL-Fachbeitrag vorge-

legt. in dem hydrogeologischen Gutachten wird das Konfliktpotenzial im Hinblick auf den Grundwasser-

schutz und den Wasserhaushalt betrachtet, da das Plangebiet in einem Vorbehaltsgebiet für den 

Grundwasserschutz und einem Trink- und Heilquellenschutzgebiet liegt. Dieses Gutachten ergab, dass 

aufgrund der stark bindigen Böden die Voraussetzungen für eine Versickerung im Baufeld im Sinne der 
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technischen Regelwerke nicht gegeben sind. Aufgrund der vorliegenden Bodenverhältnisse mit gerin-

ger Wasserdurchlässigkeit, wird die Veränderung der Grundwasserneubildung zwischen Planungs- und 

Referenzzustand allerdings als gering eingestuft (Abweichung -0,057).  

Der Argumentation wird von Seiten des RP gefolgt. Sofern trotzdem eine Versickerung angestrebt wird 

(z.B. im Bereich der Pkw-Stellplätze), wird empfohlen, ausreichende Rückhalteräume sowie einen Not-

überlauf vorzusehen. Die Prüfung der Erforderlichkeit einer Aufbereitung des Niederschlagswassers er-

folgt auf der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens. 

Damit wurde die Nebenbestimmung II 2. in ausreichender Weise umgesetzt. (STN RP v. 06.09.2021, 

Grundwasser) 

 

Zu.: II.3 

In der Verkehrsuntersuchung vom Januar 2021 (aktualisierte Fassung vom Mai 2021) wurde die ver-

kehrliche Erschließung der gesamten Entwicklungsfläche „Gewerbegebiet Limes“ überprüft und gemäß 

dem HBS 2015 nachgewiesen. Die verkehrliche Erschließung führt dabei maßgeblich über die A 45-

Anschlussstelle „Hammersbach“. Die Leistungsfähigkeitsberechnungen haben gezeigt, dass der östli-

che Teilknoten (KP-2) mit zunehmender Bebauung des Plangebietes zunächst an seine Kapazitäts-

grenzen gelangt und diese in der heutigen Knotenpunktsform auch überschreiten wird. Aus diesem 

Grund soll die Empfehlung aus der Verkehrsuntersuchung umgesetzt werden, den Knotenpunkt KP-2 

„L 3195 / A 45 Hammersbach (Ostrampe)“ mit einer Lichtsignalanlage sowie zusätzlichen Rechtsab- 

und Rechtseinbiegestreifen auszubauen.  

Der angesprochene Entwurf der erforderlichen Verwaltungsvereinbarung mit Die Autobahn sowie Hes-

senMobil wird zeitnah zur Abstimmung vorgelegt. Es wird in Abstimmung mit der Behörde vor Inkrafttre-

ten des Bebauungsplans ein Verfahren zum Unterbleiben der Planfeststellung durchgeführt.  

 

Zu.: II.4 

Die Absicherung erfolgt über wasserrechtlichen Einleiteantrag und Verwaltungsvereinbarungen mit 

HessenMobil und der Autobahn GmbH. In letzteren ist die Kostentragung des Zweckverbands vorge-

sehen. 

 

Zu.: II.5 

Der Knotenpunktumbau wird rechtzeitig vor Inbetriebnahme des Logistikzentrums fertiggestellt sein. 

 

Zu.: II.6 

Der Abwasserverband Oberes Krebsbachtal führt in seiner Stellungnahme vom 24.08.2021 aus, dass 

zu der vorgelegten Planung von Seiten des Abwasserverbandes grundsätzlich keine Bedenken beste-

hen. Die Fläche des Interkommunalen Gewerbegebiets ist überwiegend (d.h. bis auf das obere Drittel 

der als Gewerbegebiet festgesetzten Fläche) bereits in der SMUSI enthalten. Zur Ableitung des anfal-

lenden Schmutzwassers besteht im Bereich des Kreisverkehrsplatzes (Schacht SW 19.2) eine An-

schlussmöglichkeit an das bereits bestehende Kanalnetz. Der vorhandene Sammler (DN 600) hat nach 

Aussage der Gemeinde, bzw. des beauftragten Planungsbüros (IB Müller, Schöneck) noch genügend 

Reserven. Die hydraulische Mehrbelastung bewegt sich im unteren 1-stelligen prozentualen Bereich. 
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Zu.: II.7 

Das Plangebiet wurde am 15.04.2021, 27.07.2021 und 03.08.2021 von speziell geschulten Mitarbeitern 

(Schulung durch Feldhamster-AG der HGON) auf das Vorkommen von Feldhamstern untersucht. Die 

Methodik erfolgte in Anlehnung an den Leitfaden von W. Breuer (2016). Hierbei sind die Flächen lü-

ckenlos auf Feldhamsterbaue zu kontrollieren. Die Kartierer gehen in einem so engen Abstand, dass 

die kartierten Streifen lückenlos aneinander anschließen. Das Untersuchungsgebiet umfasste aus-

schließlich den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes“ – Erweiterung West, 

welcher eine Fläche von 11 ha umfasst. Die Fläche ist durch das angrenzende Gewerbegebiet, die A 

45 und die L 3195 isoliert, daher waren keine Pufferflächen um den Geltungsbereich herum zu untersu-

chen. Eine rd. 1 ha große Fläche im Norden des Gebiets wurde im Jahr 2021 bislang nur bei der Früh-

jahrskartierung kontrolliert, da aufgrund des Maisanbaus die Zugänglichkeit voraussichtlich erst im Ok-

tober 2021 nach der Ernte gegeben ist. 

Die untersuchten Flächen wurden gezielt nach Fall- und Schlupfröhren, die charakteristisch für Feld-

hamster sind, abgesucht. An allen Begehungsterminen wurden keine Feldhamsterbaue oder andere 

Hinweise auf ein Vorkommen der Art entdeckt. Das Vorkommen des Feldhamsters auf den Flächen in-

nerhalb des hier in Rede stehenden Geltungsbereichs kann auf Grundlage der vorliegenden Untersu-

chungsergebnisse ausgeschlossen werden. Diese Einschätzung ist trotz der noch ausstehenden letz-

ten Kontrollbegehung auf der oben beschriebenen kleinräumigen Maisfläche im Oktober 2021 fachlich 

begründet. Zum einen hätten die zwischenzeitlich durchgeführten archäologischen Grabungen vorhan-

dene Röhren angeschnitten. Zum anderen ziehen Feldhamster Getreideflächen Maisflächen vor. Da 

innerhalb der Getreideflächen keinerlei Hinweise auf die Art zu finden waren und bei der Frühjahrskar-

tierung auf der gesamten Fläche (auch der 2021 mit Mais bestellten Fläche) und im Rahmen der ar-

chäologischen Grabungen keine Hinweise auf Feldhamster gegeben waren, ist ein Vorkommen mit 

ausreichender Sicherheit auszuschließen. 

 

 

1.3.2 Vorbereitende Bauleitplanung 

Der Regionale Flächennutzungsplan (RegFNP) 2010 muss zu Gunsten der Darstellung „Gewerbliche 

Baufläche“ bzw. „Sonderbaufläche Logistik“ geändert werden. Der Zweckverband „Interkommunales Ge-

werbegebiet Limes“ hat in seiner Sitzung am 21.08.2017 beschlossen, einen entsprechenden Antrag an 

den Regionalverband zu stellen im Zuge dessen weitere Details abgestimmt werden.  

Der Regionale Flächennutzungsplan (RegFNP) 2010 wird im Parallelverfahren zur Aufstellung des Be-

bauungsplans geändert. Die entsprechende Beschlussfassung erfolgte durch die Verbandskammer am 

16.12.2020. Die 1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für 

die Gemeinde Hammersbach, Ortsteil Langen-Bergheim Gebiet: „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung 

West“ wurde am 04.01.2021 im Staatsanzeiger des Landes Hessen veröffentlicht. Die frühzeitige Beteili-

gung erfolgte vom 04.01.2021 bis 03.02.2021 (einschließlich). Der Entwurfs- und Offenlagebeschluss ist 

am 30.06.2021 erfolgt. Die öffentliche Auslegung wurde am 12.07.2021 im Staatsanzeiger für das Land 

Hessen Nr. 28/21 bekannt gemacht. Sie fand vom 20.07.2021 bis 19.08.2021 statt. Die benachbarten 

Kommunen und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 

16.07.2021 beteiligt. Im Rahmen der Beteiligungsverfahren wurden keine Anregungen vorgetragen, die 

einer Beschlussfassung entgehen stehen. Die Beschlussfassung ist in der Sitzung am 07.11.2021 vorge-

sehen. 
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1.3.3 Verbindliche Bauleitplanung  

Der Zweckverband hat in seiner Sitzung am 22.08.2017 den Aufstellungsbeschluss bzw. am 03.04.2019 

die Erweiterung des Aufstellungsbeschlusses zu dem Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes - Erweite-

rung West“ gefasst (vgl. auch Ziffer 1.7). Nach Inkrafttreten des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes - 

Erweiterung West“ ersetzt dieser für seinen räumlichen Geltungsbereich die Festsetzungen des Bebau-

ungsplans „Gewerbegebiet Limes“ 1. Änderung (2017). 

 

Abb. 4: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes“ 1. Änderung (2017) 

 

genordet, ohne Maßstab 

 

Der rechtskräftige Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes“ 1. Änderung (2017) setzt für den von der Auf-

stellung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ betroffenen Bereich Flächen 

für Anpflanzungen fest. Da das geplante Gebäude jedoch an den Gebäudebestand angebaut werden 

soll, muss die Festsetzung entfallen. Auch die Lage der festgesetzten und bereits gebauten Erschlie-

ßungsstraße muss verändert werden, damit das geplante Gewerbegebiet eigenständig erschlossen wer-

den kann (vgl. hierzu die Ausführungen in Kapitel 2). 

 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ werden für seinen Gel-

tungsbereich die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans „Ge-

werbegebiet Limes“ 1. Änderung (2017) ersetzt. 
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Abb. 5.: Gegenüberstellung Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes“ 1. Änd. (2017) und 1. Erweiterung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Bebauungsplan 1. Änderung Bebauungsplan 1. Erweiterung 

 

 

1.3.4 Fachplanungen und Schutzgebiete 

Das zu überplanende Gebiet wird intensiv ackerbaulich genutzt und wird weder von Schutzgebieten nach 

bundesdeutschem Recht (LSG, NSG) noch von europäischen Schutzgebieten (FFH, VSG) berührt (Quel-

le: http://natura2000-verordnung.hessen.de). 

 

 

1.4 Bestand und städtebauliche Rahmenbedingungen 

1.4.1 Topografie 

Bei dem Gelände handelt es sich um eine von Südwesten nach Nordosten ansteigende Fläche. Im Be-

reich des geplanten Sondergebiets beträgt die Steigung rd. 10m (von 153,50 müNN auf rd. 163 müNN), 

im geplanten Gewerbegebiet steigt das Gelände auf rd. 166,50 müNN. 

 

1.4.2 Heutige Nutzungen und Baustruktur 

Die Fläche wird zurzeit landwirtschaftlich (Ackerbau/Getreide) genutzt. Weitere Strukturen des Geländes 

sind die vorhandenen Wirtschaftswege (asphaltierte, bewachsene Feldwege), die von Ruderalstreifen 

gesäumt werden. Bauliche Anlagen oder Gebäude befinden sich keine innerhalb des Plangebiets. 
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Abb. 5 bis 8: Ansichten 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. Ansicht Anbindung – Richtung Süden 6. Erschließungsstraße Zum Haarstrauch 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7. Blick auf die Erweiterung-West (3. BA) 8. Blick auf den realisierten 2. Bauabschnitt 

Quelle: Eigene Fotos, März 2020 

 

1.4.3 Verkehrliche Einbindung 

Die verkehrliche Erschließung kann über den bestehenden und leistungsfähig ausgebauten Anschluss an 

die freie Strecke der Landesstraße 3195 gesichert werden. Die Anbindung erfolgt über den Kreisver-

kehrsplatz rund 300 m östlich der AS Hammersbach. Das Gewerbegebiet Limes schließt nördlich an den 

geplanten Kreisverkehrsplatz an. Die Erschließung des Gewerbegebiets erfolgt über die Straße Zum 

Haarstrauch, die mit der L 3195 im weiteren Verlauf über das öffentliche Verkehrsnetz an die A 45 ange-

schlossen ist. Somit besteht eine Verbindung in nördlicher Richtung zur A 5 und in südlicher Richtung zur 

A 66 sowie dem Großraum Frankfurt. 

Die Erschließung des Logistikzentrums erfolgt mit einer Betriebszufahrt an der Straße Zum Haarstrauch, 

die eine direkte Anbindung an das Erschließungssystem im interkommunalen Gewerbegebiet Limes (IK-

GE Limes) bildet. 

Im Bereich der Erweiterung West soll die Errichtung eines 3. BA als direkter Anbau an den derzeit im Bau 

befindlichen 2. Bauabschnitt erfolgen. 

Die Zufahrt erfolgt über die zu erstellende Zufahrt des 2. BA an der Straße Zum Haarstrauch und verläuft 

dann nördlich des Logistikzentrums bis zur Westseite des Logistikzentrums. 
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Parallel zum Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan wurde eine Verkehrsuntersuchung erstellt2. De-

tails können dem Kapitel 4 dieser Begründung sowie der der Begründung anliegenden Verkehrsuntersu-

chung entnommen werden. 

 

1.4.4 Besitz und Eigentumsverhältnisse 

Die Flächen befinden sich bis auf die Wege und inzwischen freihändig durch Zweckverband und Kom-

munen erworbene Flächen in nur noch untergeordneten Umfang in Privatbesitz. Ein Umlegungsverfahren 

nach dem Baugesetzbuch (§§ 45 - 79 BauGB) wurde angeordnet und befindet sich in der Durchführung. 

 

1.5 Innenentwicklung und Bodenschutz  

Das Baugesetzbuch wurde mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden 

zu stärken (durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548)). Der Vorrang der Innenent-

wicklung zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von Flächen ist insofern ausdrücklich als ein Ziel 

der Bauleitplanung bestimmt worden. Die städtebauliche Entwicklung soll nun vorrangig durch Maßnah-

men der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 Abs. 5 BauGB).  

 

In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach § 1a 

Abs. 2 BauGB in Satz 4 folgendes bestimmt:  

 

Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll be-

gründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde 

gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 

Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

 

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, dass 

die Kommune Bemühungen unternommen hat, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen zunächst die 

Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen. 

Die Fläche des Interkommunalen „Gewerbegebiets Limes – Erweiterung West“ ist im (vorläufigen) Gut-

achten „Regionales Entwicklungskonzept Südhessen“ (REK) (Juli 2019) sowohl als prioritäre Fläche als 

auch als regionalbedeutsamer Standort für Logistik dargestellt. 

Der Flächenpool Logistik des REK liefert hinsichtlich der Frage nach alternativen Entwicklungsmöglich-

keiten eine Auswahl regionalplanerisch geeigneter Flächen, die bei einer Neuansiedelung bevorzugt in 

Betracht gezogen werden sollen. Sowohl Flächenpool als auch die Darstellung regionalbedeutsamer 

Standorte haben informativen Charakter für die Regionalplanung zum Beispiel als Alternativflächenpool 

im Rahmen eines Abweichungs- oder Raumordnungsverfahrens.3 

 

 

 
2 Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes, Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung 

West“, imb Plan, Stand Januar 2021 (aktualisierte Fassung vom Mai 2021) 

3 Aufgrund der Beschlüsse der Regionalversammlung (RVS) vom 13.12.2019 ist das REK 2019 als Planungsgrund-

lage zu überarbeiten. Kerninhalte der Beschlüsse sind insbesondere eine vertiefte Auseinandersetzung mit den Be-

langen Klimaschutz und mit der Wahrung der Regionalen Grünzüge. In dem nunmehr als Aktualisiertes Plankonzept 

(APK) bezeichneten Planungsvorhaben, das gegenwärtig den politischen Gremien zur Beratung und Beschlussfas-

sung vorliegt, ist das Gebiet weiterhin enthalten. 
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Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Innerhalb der Gemeindegebiete der drei Mitgliedskommunen des Zweckverbands sind keine Flächen in 

der erforderlichen Größe und der erforderlichen Nähe zur Bundesautobahn (A 45) ohne vorherige Orts-

durchfahrten vorhanden. Die hier vorgesehene Erweiterungsfläche „Erweiterung West“ liegt zwischen der 

BAB A 45 und dem rechtskräftigen Bebauungsplan Gewerbegebiet „Limes“ und grenzt somit an ein be-

reits bestehendes und erschlossenes Gewerbegebiet bzw. Sondergebiet Logistik an, in dem bereits meh-

rere Logistikhallen errichtet wurden bzw. vorgesehen sind. Die nun geplante Erweiterung bildet den Lü-

ckenschluss zwischen Autobahn und Gewerbegebiet. Der Anschluss an die L 3195 ist bereits errichtet, 

die Erschließung hergestellt.  

Die Erweiterung des bestehenden Logistikzentrums soll durch unmittelbaren Anbau an die bestehende 

und der Autobahn zugewandten Fassade der im Rahmen des 2. Bauabschnitts entstandenen Halle erfol-

gen und ist somit als flächensparend und nachhaltig zu bezeichnen, da für den Raumgewinn keine weite-

ren Erschließungs-, Abstands- und Aufstellflächen erforderlich werden. Dies entspricht zudem dem 

Grundsatz 5.1.1-5 des Landesentwicklungsplans Hessen (LEP), Logistikstandorte möglichst zu bündeln, 

um deren Umweltauswirkungen zu minimieren. Der Zuschnitt des Grundstücks und die Positionierung der 

Bebauung wurden so gewählt, dass die Belange der Landwirtschaft so wenig wie möglich beeinträchtigt 

werden. 

Auf Grundlage der vorausgegangenen Abstimmungen und der vorliegenden Ausweisungen im Flächen-

nutzungsplan ist insofern festzustellen, dass alternative Standorte annähernd gleichwertiger Größe mit 

geringeren Umweltauswirkungen, auch im Hinblick auf die Ressource Boden und somit auch die Land-

wirtschaft, nicht zur Verfügung stehen. Im regionalen Zusammenhang wurden Reserveflächen des Regi-

onalplans/Regionalen Flächennutzungsplanes (RPS/RegFNP) 2010 mit entsprechender Größe (ca. 10 

ha) entlang der A 45 betrachtet. Zwischen Gambacher Kreuz und Langenselbolder Dreieck befinden sich 

mehrere, im RPS/RegFNP 2010 als „Gewerbliche Baufläche, geplant“ dargestellte bisher überwiegend 

landwirtschaftlich genutzte Flächen: in Wölfersheim, Florstadt, Nidderau, Erlensee, Rodenbach und Lan-

genselbold. Die Flächen in Wölfersheim sind bereits vergeben (geplantes REWE-Zentrallager) bzw. rück-

gewidmet (Flächenausgleich für REWE) oder mit einem Bebauungsplan belegt. Für die Fläche in 

Florstadt (Nieder-Mockstadt) liegt ebenfalls ein Bebauungsplan vor. Der Verkehrsanschluss der Flächen 

in Nidderau-Heldenbergen und Rodenbach beinhaltet keine direkte Anbindung an die Autobahn und ist 

somit deutlich schlechter für Logistik geeignet als das Gelände in Hammersbach. Die Flächen in Erlensee 

sind ebenfalls für konkrete Projekte vergeben (LIDL-Zentrallager - im Bau und Fliegerhorst Langendie-

bach – alle unbebauten Flächen vermarktet). Das Gelände in Langenselbold ist vom Zuschnitt her für die 

geplante Größe der Halle nicht geeignet. Ein geeignetes Konversionsgelände mit ähnlich gutem Ver-

kehrsanschluss wie in Hammersbach steht nicht zur Verfügung.  

Als weiterer Standortvorteil für Hammersbach ist die unmittelbare Nähe zur Raststätte Langen-Bergheim 

mit LKW-Stellplätzen und weiterer Infrastruktur für LKW-Fahrer hervorzuheben. 

Ein Alternativstandort in der näheren Umgebung mit ähnlich guter Verkehrsanbindung konnte demnach 

nicht gefunden werden. Reserveflächen im angrenzenden Gewerbegebiet „Lachbach“ der Gemeinde 

Hammersbach sind nicht vorhanden. 

 

1.6 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im Regelverfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB). Die 

Festsetzungen des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ entsprechen den Er-

gebnissen des Zielabweichungsverfahrens. Diese wiederum bilden die Grundlage für die Bauleitplanung. 

Gleichzeitig wird damit § 1 Abs. 4 BauGB Rechnung getragen, demzufolge Bauleitpläne den Zielen der 

Raumordnung anzupassen sind. 
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1.7 Planfeststellungsverfahren 

Für den Ausbau der L 3195 zwischen Hammersbach, Ortsteil Langen-Bergheim, MKK und der Stadt 

Büdingen, Stadtteil Eckartshausen, Wetteraukreis gibt es einen Planfeststellungsbeschluss vom 12. Feb-

ruar 2010 - V2-3-061-k-08 2470 -, der am 20. Januar 2011 bestandskräftig wurde. 

Die verkehrliche Erschließung sollte über einen neuen Anschluss an die freie Strecke der Landesstraße 

3195 gesichert werden. Die Anbindung war über einen Kreisverkehrsplatz rund 300 m östlich der AS 

Hammersbach geplant. Für die Landesstraße L 3195 lag für den Bereich zwischen der A 45 und Eckarts-

hausen bereits eine Ausbauplanung vor. Das Planfeststellungsverfahren hierzu war bereits zum Zeitpunkt 

des Beginns des Aufstellungsverfahrens abgeschlossen. Der geplante Anschluss wurde an die veränder-

te Trassenführung angepasst. 

Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes" (2013) hat teilräumlich in den Bereich der planfestgestellten 

Straße eingegriffen. Der Umweltbericht sowie die Bilanzierung des durch den Bebauungsplan vorbereite-

ten Eingriffs wurden für den vom Eingriff in den Planfeststellungsbeschluss betroffenen Teil ebenfalls 

getrennt dargestellt. Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes" (2013) ist in dem beschriebenen Be-

reich planfeststellungsersetzend. 

Die Lage und der Ausbau des Kreisverkehrs wurden auf die planfestgestellte Straßenausbauplanung der 

L 3195 zwischen A 45 und Eckartshausen abgestimmt. Dies gilt gleichermaßen für den parallel zur L 

3195 geplanten Geh- und Radweg. Die Realisierung dessen ist für den ersten Abschnitt zwischen A 45 

und Gewerbegebiet Limes bereits vorzeitig im Rahmen der Gebietserschließung vorgesehen. Die nicht-

motorisierte Verbindung zur Ortslage von Langen-Bergheim wird dadurch gewährleistet. Die Flächen 

westlich des Kreisverkehrs wurden bereits im Zusammenhang mit der Erschließung des interkommuna-

len Gewerbegebietes umgesetzt.  

 

Die Details wurden in einer zwischen dem Zweckverband und Hessen Mobil abzuschließenden Verwal-

tungsvereinbarung geregelt. Die Anbindung sowie die Erschließung des Gebiets sind umgesetzt. 

 

 

2 Städtebauliche und planerische Konzeption  

Der insgesamt einen räumlichen Geltungsbereich von rd. 10,95 ha umfassende Bebauungsplan hat die 

Schaffung von Planungsrecht für ein Gewerbegebiet und ein Sondergebiet Logistik zwecks Ansiedlung 

eines Logistikbetriebs zum Ziel. 
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Abb. 10: Bebauungsplan-Entwurf (Juli 2021) 

 
genordet, ohne Maßstab 
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Abb. 11a: Ausschnitt Sondergebiet mit Konzeptplanung für den 3. Bauabschnitt (Anbau an die bestehen-

de Logistikhalle)  

 

 
Neubau Logistikzentrum in Hammersbach, 2. und 3. Bauabschnitt, Frank Laudage, 34414 Wartburg, 05.07.2021 

 

Abb. 11b: Freiflächenplan, Neubau Logistikzentrum 3. Bauabschnitt 

 
Neubau Logistikzentrum in Hammersbach, Freiflächenplan, Frank Laudage, 34414 Wartburg, 29.06.2021 
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3 Inhalt und Festsetzungen  

Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen 

und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen mitei-

nander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung 

unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, 

eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-

ckeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu 

fördern sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und 

zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwick-

lung erfolgen (§ 1 Abs. 5 BauGB). 

Zur Ausführung dieser Grundnormen und zur Sicherung der angestrebten städtebaulichen Entwicklung 

und Ordnung sind in Ausführung des § 1 Abs. 3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und 

textlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen worden.  

 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung bleibt gegenüber den angrenzenden Flächen des „Gewerbegebiets Limes“ 

und dessen 1. Änderung unverändert; festgesetzt werden ein Gewerbegebiet i.S. § 8 Baunutzungsver-

ordnung (BauNVO) und ein Sondergebiet i.S. § 11 Abs. 2 BauNVO, hier: Logistik (SOLogistik). Das Son-

dergebiet dient der Unterbringung von Betrieben mit gewerblichem Charakter bzw. Logistik.  

 

Die Festsetzungen werden im Folgenden aufgeführt: 

 

3.1.1 Gewerbegebiet 

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbe-

betrieben.  

Allgemein zulässig sind: 

 Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe 

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

 Tankstellen  

 Anlagen für sportliche Zwecke 

 

Ausnahmsweise zugelassen werden können darüber hinaus: 

 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-

leiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 

untergeordnet sind 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke  

 Vergnügungsstätten. 

 

Hinzu kommen Räume und Gebäude für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und solcher Gewerbe-

treibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben. 
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Die Zulässigkeit der genannten Nutzungen ergibt sich unmittelbar aus der Ausweisung des jeweiligen 

Gebietstyps. Da der bundeseinheitliche Katalog standortspezifische Besonderheiten jedoch nicht abzu-

bilden vermag, sind im Einzelfall nicht standortadäquate Nutzungen auszuschließen oder in andere Ge-

werbegebiete der jeweiligen Gemeinde zu verweisen.  

In dem vorliegenden Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes“ werden folgende Modifizierungen vorge-

nommen: 

 Innerhalb von Gewerbegebieten können ausnahmsweise Wohnungen für Aufsichts- und Be-

reitschaftspersonen zugelassen werden. Die Ausnahme wird nicht Bestandteil des vorliegen-

den Bebauungsplanes, insbesondere, da der Schutzanspruch auf dieses Wohnen gerade bei Un-

ternehmen, die auch im Mehrschichtbetrieb arbeiten, zu deutlichen Einschränkungen führen 

kann. Der Ausschluss der Wohnungen dient damit gerade auch der Erreichung des Planziels, um 

an diesem immissionsschutzrechtlich vergleichsweise unproblematischen Standort auch Unter-

nehmen aus dem gewerblich-industriellen Bereich ein Angebot unterbreiten zu können. 

 Für unzulässig erklärt werden ferner Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesund-

heitliche Zwecke. Diese Festsetzung betrifft das Gewerbegebiet und begründet sich aus der 

ortsfernen Lage des Planstandortes, während die genannten Anlagen vorwiegend in fußläufiger 

Entfernung oder doch räumlicher Nähe zu den jeweiligen Nachfragegruppen angeordnet werden 

sollen.  

 Ausgeschlossen werden ferner Vergnügungsstätten4 deren häufigste Erscheinungsform Spiel-

hallen sind, zu denen z.B. aber auch Diskotheken und Sex-Animierbetriebe sowie bordellartige 

Betriebe wie z.B. „Unternehmen die es erlauben untereinander Verträge über sexuelle Dienstleis-

tungen zu schließen“ zählen. Bordellartige Betriebe, die als „Gewerbebetriebe aller Art“ i.S. § 8 

Abs. 2 Satz 2 BauNVO1990 einzustufen sind, werden ebenfalls von dem Ausschluss erfasst. Das 

Bedürfnis (Groß-) Diskotheken und vergleichbare Einrichtungen wegen ihres Störgrades in Ge-

werbegebieten unterzubringen wird nicht verkannt. Entgegen steht allerdings das Bestreben des 

Zweckverbandes, das im Regionalplan sowie im RegFNP zugestandene Flächenpotenzial vor-

rangig für die Ansiedlung arbeitsplatzintensiver Betriebe zu sichern, wodurch der Ausschluss be-

reits hinreichend begründet ist.  

 Von den allgemein zulässigen Nutzungen sind reine Einzelhandelsbetriebe auszuschließen. 

Die Einrichtung von Verkaufsflächen ist damit nur für die Selbstvermarktung der in dem Gebiet 

produzierenden und weiterverarbeitenden Betriebe zulässig und auch dies nur, wenn die Ver-

kaufsfläche einen untergeordneten Teil der durch das Betriebsgebäude überbauten Fläche ein-

nimmt und zu keinen negativen Auswirkungen führt. Es handelt sich hierbei um eines der Ziele 

der Raumordnung, niedergelegt unter Ziffer 3.4.3-3 (Z) des RPS, die für die gemeindliche Bau-

leitplanung eine Anpassungspflicht begründen. Die genannten Ziele gelten auch  

 für die beabsichtigte Umnutzung von bisher gewerblichen Betrieben oder anderen vorhande-

nen baulichen Anlagen zu großflächigen Einzelhandelsbetrieben, 

 für die beabsichtigte Umwidmung von gewerblichen Bauflächen (Gewerbe- und Industriege-

bieten) zu Sondergebieten für zentrenrelevanten großflächigen Einzelhandel sowie Kerngebie-

ten (auch für Industrie- und Gewerbegebiete unterhalb der Darstellungsgrenze von 5 ha) und  

 
4  Anzumerken ist, dass Gaststätten mit Saal, wo bei Tanzveranstaltungen im Saal der Schankbetrieb lediglich 

hinzutritt, nicht aber wie bei der Diskothek die Musikdarbietungen gezielt zur Steigerung des Getränkeumsatzes 
eingesetzt werden, keine Vergnügungsstätte i.S. des städtebaulichen Nutzungsbegriffes ist, da die Geselligkeit im 
hergebrachten Verständnis gerade kein typisches Kennzeichen der angesprochenen Vergnügungsstätten dar-
stellt. 
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 für die auch mit der Zeit gewachsene Agglomeration von mehreren kleineren Einzelhandels-

betrieben, die zwar jeder für sich nicht das Kriterium der Großflächigkeit erfüllen, aber in der 

Summe die Ziele der Raumordnung verletzen beziehungsweise zu den in § 11 (3) BauNVO 

genannten Auswirkungen führen. 

Davon ausgenommen werden im Bebauungsplan die Sortimentsgruppen Baustoffhandel, Brenn-

stoffhandel, Kfz-Handel, Gartenbaubetriebe und Landmaschinenhandel. Der Anteil zentren- und 

nahversorgungsrelevanter (Rand-)Sortimente wird hierbei auf eine Verkaufsfläche von max. 800 

m² begrenzt. 

 Ferner werden Tankstellen ausgeschlossen. Dies ist im Wesentlichen in dem bereits in unmittel-

barer Nähe bestehenden Angebot der Raststätte Langen-Bergheim begründet. 

 

Weitere städtebauliche Gründe für den Ausschluss allgemein oder ausnahmsweise zulässiger Nutzungen 

liegen nicht vor. 

 

3.1.2 Sondergebiet Logistik 

Aufgrund der Standortgunst an der A 45 wird ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Logistik" nach 

§ 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.  

 

Unter Logistik versteht die Bundesvereinigung Logistik (BVL e.V.) die ganzheitliche Planung, Steuerung 

und Durchführung aller Informations- und Güterflüsse von Unternehmen und Wertschöpfungsketten mit 

maßgeblichem Einfluss auf den Unternehmenserfolg. Verständlicher dürfte folgende Definition sein: Die 

Logistik hat die Aufgabe, die richtige Menge der richtigen Objekte (materielle Güter und Informationen) 

am richtigen Ort zum richtigen Zeitpunkt in der richtigen Qualität zu den richtigen Kosten zur Verfügung 

zu stellen. Logistik geht damit weit über den Transport hinaus. 

 

Das Sondergebiet „Logistik" (SOLogistik) dient insofern der Unterbringung von Logistiknutzungen mit dem 

Ziel, dort Betriebe und Anlagen der Beschaffungs-, Zwischenproduktions- und Distributionslogistik für 

Güter unterschiedlicher Art und Betriebe und Anlagen zur Herstellung technischer Systeme und Hilfsmit-

tel für die Transport- und Logistiktätigkeit anzusiedeln. Zulässig an diesem verkehrsgünstigen Standort, 

der ohne Inanspruchnahme von störempfindlichen Ortsdurchfahrten angefahren werden kann, sind dar-

über hinaus auch logistikverwandte Dienstleistungen wie z.B. Lagerhallen, Warendurchgangs- und Um-

schlagslager, Verkehrshöfe, Güterverkehrs- und Verteilerzentren sowie Kurier-, Express- und Zentren 

einschließlich der hierfür erforderlichen Gebäude und Räume für Verwaltung, Dienstleistung und Versor-

gung sowie die erforderlichen Stellplätze. 

Im Einzelfall sind Betriebe und Anlagen, die in einem betrieblichen Zusammenhang mit diesen stehen, 

Anlagen und Betriebe für Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Verkehr und Betriebe der Personen-

beförderung sowie Schank- und Speisewirtschaften ausnahmsweise zulässig.  

 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemäß § 16 Abs. 3 

BauNVO stets die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die 

Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung 

öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können.  
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Zum Maß der baulichen Nutzung werden die Grundflächenzahl und die Baumassenzahl festgesetzt. Hin-

zu kommen Festsetzungen zur Höhenentwicklung baulicher Anlagen innerhalb des Plangebietes. 

 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viele Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche 

im Sinne des § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind und orientiert sich mit GRZ = 0,8 an der zulässigen 

Obergrenze des § 17 Abs. 1 BauNVO für Gewerbe- bzw. Sondergebiete.  

 

Die Baumassenzahl gibt an, wie viele Kubikmeter Baumasse je Quadratmeter Grundstücksfläche im 

Sinne des § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Die Baumasse ist nach den Außenmaßen der Gebäude 

vom Fußboden des untersten Vollgeschosses bis zur Decke des obersten Vollgeschosses zu ermitteln.  

Die Baumassen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen einschl. der zu ihnen gehörenden Trep-

penräume und einschl. ihrer Umfassungswände und Decken sind mitzurechnen. Sofern eine entspre-

chende Berechnung nicht möglich ist, ist die tatsächliche Baumasse zu ermitteln und maßgeblich. 

Die Baumassenzahl orientiert sich mit BMZ = 10,0 an den zulässigen Obergrenzen nach § 17 Abs. 1 

BauNVO für die genannten Gebietstypen bzw. unterschreitet diese mit BMZ = 8,0 in den sichtexponierten 

Bereichen im Norden. 

 

3.2.1 Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Da die Hessische Bauordnung (HBO) nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist der Begriff des Vollgeschosses 

höhenmäßig zunächst unbegrenzt. Daher wurde bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan „Gewerbege-

biet Limes“ und dessen 1. Änderung ergänzend eine Höhenbegrenzung aufgenommen, sodass die künf-

tige Bebauung in ihrer Höhenentwicklung eindeutig bestimmt werden kann.  

Der untere Bezugspunkt für die Ermittlung der im Bebauungsplan festgesetzten Höhe baulicher Anla-

gen ist für das Sondergebiet Logistik 155,8 und für das Gewerbegebiet 164,0 müNN. 

 

Ergänzend wird folgendes bestimmt: 

Für technische Aufbauten, Aufzüge oder Treppenhäuser kann die festgesetzte maximale Gebäudehö-

he oder die vorhandene Dachhaut um bis zu 2,00 m überschritten werden, wenn der jeweilige Anteil 

an der Dachfläche auf maximal 10 % beschränkt und ein Abstand vom Schnittpunkt der Wand mit der 

höchsten Dachhaut von mindestens 3,00 m eingehalten wird. 

 

Die maximale Gebäudehöhe wird im Bereich des Gewerbegebiets auf max. OKGeb. = 12 m und im Süden 

im Bereich des geplanten Sondergebiets auf max. OKGeb. = 16 m jeweils über den o.g. Bezugspunkten 

festgesetzt. Hierbei ist festzustellen, dass im Sondergebiet Logistik die festgesetzte Gebäudehöhe um 4 

m hinter der Festsetzung des östlich angrenzenden rechtskräftigen Bebauungsplans zurückbleibt.  

Die bereits vorliegende Konzeption sieht vor, dass die geplante unmittelbar an die bestehende Halle an-

gebaut werden soll (vgl. Abb. 11 dieser Begründung). 

 

3.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Eine Bauweise wird nicht festgesetzt, sie ergibt sich abschließend aus den ausgewiesenen überbaubaren 

Grundstücksflächen in Verbindung mit den landesrechtlichen Abstandsbestimmungen. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt, bis an die gebaut werden 

kann. Die Ausweisung erfolgt großzügig, um die sich aus dem jeweiligen Unternehmensgegenstand er-

gebenden Anforderungen an die Anordnung von Gebäuden usw. nicht einzuschränken. 
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3.4 Verkehrsflächen 

Der Bebauungsplan setzt Straßenverkehrsflächen ausschließlich im Bereich der modifizierten Straße im 

Norden fest. Die Erschließung ist im Übrigen Bestand. Die Baufreihaltezonen nach Bundesfernstraßen-

gesetz (FStrG) und dem Hessischen Straßengesetz (HStrG) sowie die entsprechenden Bestimmungen 

wurden nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. 

 

3.5 Eingriffsminimierende und grünordnerische Festsetzungen 

Grundsätzlich geht mit der vorliegenden Bauleitplanung auf den bislang vorwiegend unversiegelten 

Grundstücksflächen ein Eingriff in den Naturhaushalt sowie den Boden- und Wasserhaushalt einher. 

Durch verschiedene Festsetzungen im Bebauungsplan kann dieser Eingriff jedoch minimiert bzw. in Tei-

len einem Ausgleich zugeführt werden. 

Im Rahmen des Bebauungsplans werden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB vorgesehen und es wird festgesetzt, dass 

Gehwege, Stellplätze und Hofflächen auf den Baugrundstücken sind in wasserdurchlässiger Bauweise zu 

befestigen sind. Die Festsetzung gilt nicht für Fahrspuren, Aufstellbereiche, Anlieferungszonen und Feu-

erwehrumfahrten. Weitergehend wird bestimmt, dass 20 % der Grundstücksflächen gärtnerisch anzule-

gen und zu pflegen sind sowie alle Dächer der Hauptgebäude zu begrünen sind. Zur Vermeidung und 

Minimierung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung Im Bereich der 

Straßen- und Stellplatzbeleuchtung sind Natrium-Niederdruckdampflampen oder gleichwertige Lichtquel-

len bzw. LED-Lampen mit warm-weißem Licht (Lichtfarbe unter 3000 K) mit gebündelter, diffuser Strah-

lung einzusetzen. Für die Bepflanzung in Richtung Autobahn bzw. Landesstraße sowie zwischen Gewer-

begebiet und Sondergebiet werden detaillierte Festsetzungen getroffen. 

 

Weitergehende Ausführungen zu diesem Themenbereich können dem Umweltbericht entnommen wer-

den. Dieser liegt dem Bebauungsplan bei. 

 

 

4 Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Die Haupterschließung des Gebietes bleibt gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan „Gewerbege-

biet Limes“ (2013) und der 1. Änderung (2017) unverändert. Die verkehrliche Anbindung wurde über ei-

nen neuen Anschluss an die freie Strecke der Landesstraße 3195 gesichert und als Kreisverkehr ausge-

baut. Die entsprechende Umsetzung der Planung ist in der Örtlichkeit deutlich sichtbar.  

Die bereits umgesetzte Anbindung und die Verkehrsfläche bleiben außerhalb des räumlichen Geltungs-

bereiches der Erweiterung-West des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes“ 

 

Im Zusammenhang mit der verkehrlichen Erschließung sind auch die nicht motorisierten Verkehrs-

teilnehmer zu berücksichtigen: 

 Bus: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt werden in diesem Bereich keine Haltepunkte angefahren. 

Das Interesse des Zweckverbands daran, hier eine Verbesserung herbeizuführen ist jedoch groß. 

 Bahn: Die nächsten Bahn-Haltepunkte im Wetteraukreis sind in Büdingen und Büches-

Düdelsheim (Gießen-Gelnhausen), im Main-Kinzig-Kreis ist der nächste Haltepunkt in Hanau. Ei-

ne Busanbindung zu den Bahnhöfen besteht zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht. 

 Fußgängerwegenetz/Radwegenetz: Das Fuß- und Radwegenetz ist im Bereich der umgebenden 

Straßen Bestand. Im Gewerbegebiet wurden parallel zu den Erschließungsstraßen Fußwege 
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eingeplant, die einen sichereren Raum für den nicht motorisierten Individualverkehr bieten. Es er-

folgt eine Anbindung an das bestehende (Wirtschafts-)Wegenetz. Parallel zur Landesstraße (L 

3195) wurde im Zuge des Ausbaus ein Radweg angelegt.  

 

4.1 Anbindung an das Fernstraßennetz  

4.1.1 Äußere Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über eine neue Straßenverbindung zur Erschließungsachse „Zum 

Haarstrauch“ und von hier aus zur L 3195. Die künftig infolge der Gesamtentwicklung des Gewerbegebie-

tes Limes zu erwartenden Neuverkehre werden überwiegend auf die A 45 ausgerichtet sein. Ein Teil der 

Fahrten wird dabei in Verbindung mit den benachbarten Gewerbegebieten „Am Lachbach“ und „Am 

Schulzehnten“ stehen. 

 

4.1.2 Innere Erschließung  

Zur Verbindung der „Erweiterung West“ mit der inneren Erschließungsachse „Zum Haarstrauch“ ist eine 

neue Zufahrtsstraße geplant. 

 

4.2 Verkehrsuntersuchung 

Als Grundlage der Verkehrsuntersuchung (IMB-Plan, Januar 2021/aktualisierte Fassung Mai 20215) dien-

te eine Analyse der Bestandssituation. Hierzu wurden an den betroffenen Knotenpunkten 24-stündige 

Verkehrszählungen sowie eine 9-tägige Langzeitmessung auf der L 3195 durchgeführt. Unter Hinzunah-

me der allgemeinen Verkehrsentwicklung sowie bereits bekannter Planungsvorhaben wurden die grund-

legenden Prognose-Nullfall-Belastungen bis 2030/35 ermittelt. Der darauf aufbauende Prognose-Planfall 

1 (2030/35) zeigt die Auswirkungen durch die Entwicklung der bereits rechtskräftigen Bebauungspläne 

„Gewerbegebiet Limes“ und „1. Erweiterung“. Im Prognose-Planfall 2 (2030/35) wird abschließend die 

Gesamtentwicklung einschließlich der „Erweiterung West“ abgebildet. Dieser stellt die Bemessungs-

grundlage für die verkehrlichen Nachweise dar. 

Die Ergebnisse der Leistungsfähigkeitsberechnungen zeigen, dass alle Knotenpunkte die prognostizier-

ten Verkehrsbelastungen in mindestens „ausreichender“ Weise aufnehmen und abwickeln können. Wäh-

rend hierzu an den Knotenpunkten KP-1 „L 3195 / A45-Westrampe“ und KP-3 „L 3195 / Gewerbegebiet 

Limes“ (der unmittelbare Anbindungsknotenpunkt hat eine „gute“ Leistungsfähigkeit) keine baulichen 

Maßnahmen erforderlich sind, ist am KP-2 „L 3195 / A45-Ostrampe“ eine Ertüchtigung notwendig.  

„Gute“ bis „sehr gute“ Verkehrsabläufe (QSV = A / B) ohne nennenswerten Rückstau weist dabei der 

Ausbau als Kreisverkehrsplatz mit einem Durchmesser von 40 m auf. Alternativ führt auch eine Signali-

 
5 Die o.g. Verkehrsuntersuchung wurde aufgrund der Stellungnahme von HessenMobil vom 07.05.2021 in wenigen 

Punkten aktualisiert und HessenMobil im Mai 2021 erneut zur Abstimmung zur Verfügung gestellt. Im Einzelnen 

beziehen sich die (redaktionellen) Aktualisierungen darauf, dass z.B. die aktuellste Version des Programms Ver_Bau 

von März 2021 verwendet das Baugebiet „Vorm Weides“ als in die Betrachtungen einbezogen benannt wurde, und 

die Leistungsfähigkeitsberechnungen zum KP-1 „L 3195 / A 45 Hammersbach (Westrampe)“ unter Beachtung des 

Verkehrszeichens 206 (Stopp) sowie weitere Leistungsfähigkeitsberechnungen aktualisiert wurden. Auswirkungen 

auf die Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung ergeben sich nicht. Maßnahmen am vorhandenen Knotenpunkt 

KP-1 wie die Einrichtung einer Lichtsignalanlage leiten sich hieraus ebenfalls nicht ab. Die Ergebnisse zeigen, dass 

der KP-2 „L 3195 / AS Hammersbach (Ostrampe)“ im Prognose-Nullfall auch ohne bauliche Maßnahmen in der be-

stehenden Ausbauform mindestens „befriedigende“ Verkehrsabläufe aufweisen wird (QSV = C). Mit Ausbau des 

Plangebietes wird eine Signalisierung des Knotenpunktes erforderlich, um eine ausreichende Leistungsfähigkeit 

gewährleisten zu können. 
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sierung des Knotenpunktes zu „ausreichenden“ Kapazitätsreserven (QSV = D). Aus verkehrstechnischer 

Sicht ist hierbei jedoch ergänzend der Ausbau eines zusätzlichen Rechtsabbiegerfahrstreifens auf der A 

45-Rampe zu empfehlen, da ohne diesen regelhaften Rückstau bis in den Ausfahrtsbereich von der A 45 

zu erwarten wäre. Die Länge der Zusatzspur sollte mindestens 90 m betragen. 

Das „Gewerbegebiet Limes“ mit seinen Erweiterungsflächen ist verkehrstechnisch in ausreichender Wei-

se an das örtliche Fußwegenetz sowie die regionalen Radwegeverbindungen angebunden. Hinsichtlich 

der Einbindung in den Öffentlichen Nahverkehr ist es empfehlenswert, zu prüfen, inwieweit eine Integrati-

on in das Busliniennetz möglich ist. Hierbei sollten die benachbarten Gewerbegebiete „Am Lachbach“ 

und „Am Schulzehnten“ mitberücksichtigt werden. 

Zusammenfassend zeigen die Nachweise, dass die verkehrliche Erschließung des Bebauungsplans 

„Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ in der geplanten Form und unter Berücksichtigung der ge-

nannten Maßnahmen auch in Zukunft gewährleistet werden kann und somit gesichert ist, so das ab-

schließende Ergebnis der Verkehrsuntersuchung.  

 

Das Verkehrsgutachten liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei. 

 

 

5 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Alle baulichen Maßnahmen tragen in der Wahl ihrer Gestaltung grundsätzlich dazu bei, die baugeschicht-

liche Bedeutung, die erhaltenswerte Eigenart und somit auch die Identität der gewachsenen Siedlungs-

strukturen zu bewahren und zu stärken. Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB 

i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO sind daher bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften in den Bebau-

ungsplan aufgenommen worden: Gegenstand sind die Dach- und Fassadengestaltung, Werbeanlagen, 

Einfriedungen, Stellplätze und Begrünungsmaßnahmen. 

 

5.1 Dach- und Fassadengestaltung 

Zulässig sind Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Neigung von 10°. Die Dächer der 

Hauptgebäude sind zu mindestens 80 % extensiv zu begrünen. Ausgenommen sind technische Aufbau-

ten, Treppen, Oberlichter und zur Begehung vorgesehene Flächen wie z.B. Revisionswege. 

Für technische Aufbauten, Aufzüge oder Treppenhäuser kann die festgesetzte maximale Gebäudehöhe 

oder die vorhandene Dachhaut um bis zu 2,00 m überschritten werden, wenn der jeweilige Anteil an der 

Dachfläche auf maximal 10 % beschränkt und ein Abstand vom Schnittpunkt der Wand mit der höchsten 

Dachhaut von mindestens 3,00 m eingehalten wird. (vgl. TF A 2.1.2) 

Zudem sind Anlagen zur Nutzung der Solarenergie zulässig, wenn die Anlagen einen Abstand von der 

nächstgelegenen Gebäudeaußenwand einhalten, der mindestens so groß ist wie die Höhe der Anlage. 

Die Dachbegrünung darf hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 

Um eine aus stadt- und landschaftsgestalterischer Sicht verträgliche Integration der geplanten Großbau-

körper in das Orts- und Landschaftsbild sicherzustellen, werden Art und Umfang von grellen Farbgebun-

gen im Bebauungsplan eingeschränkt. Die Festsetzungen sollen insgesamt zu einem ruhigen Erschei-

nungsbild der geplanten baulichen Anlagen und mithin des Gesamtbereiches beitragen. 
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5.2 Werbeanlagen 

Mit der Zulässigkeit gewerblicher Nutzungen einher geht die Option auf Selbstdarstellung. Werbeanlagen 

können sich als häufigem Wandel unterliegendes Element der Stadtmöblierung und der Stadtgestalt auf 

das Straßen-, das Orts- und das Landschaftsbild allerdings auch negativ auswirken.  

Die angestrebte Integration des Baugebietes in die umgebende Kulturlandschaft und die Nähe zu Auto-

bahn und Landesstraße begründen die Notwendigkeit, Werbeanlagen nur soweit zuzulassen, sofern sie 

sich in Größe und Farbgebung unterordnen. Die maximale Höhe von Werbeanlagen (Werbepylon) ist auf 

die tatsächliche Traufhöhe der Gebäude zu begrenzen. Die max. zulässige Schrifthöhe beträgt 1,5 m. 

Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig. Die Werbeanlagen müssen sich insgesamt dem 

Bauwerk unterordnen und sind nur am Ort der Leistung zulässig.  

Lichtwerbungen sind zulässig als ausgeschnittene oder aufgesetzte Schriften mit Hinterleuchtung, nicht 

selbstleuchtende Einzelbuchstaben mit Hinterleuchtung oder beleuchtete Bemalungen. Werbeanlagen 

sind insgesamt nur in blendfreier Ausführung zulässig. Unzulässig sind Blink- und Wechsellichtwerbung 

sowie Skybeamer. Werbeanlagen (einschl. Fahnen und Pylonen) auf Dachflächen sind unzulässig. 

Innerhalb der Bauverbotszonen sind Werbeanlagen jeder Art ausgeschlossen, innerhalb der Baube-

schränkungszonen sind Werbeanlagen nur am Ort der Leistung zulässig und wenn sie keine negativen 

Auswirkungen auf den fließenden Verkehr haben. 

 

Die bauordnungsrechtlichen Gestaltungsvorschriften des rechtskräftigen Bebauungsplans gelten, abge-

sehen von der hier beinhalteten Vorgabe zur Dachbegrünung, nahezu unverändert auch für die hier in 

Rede stehende Erweiterung West des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Limes“. 

 

5.3 Einfriedungen 

Für die beiden Baugebiete gilt, dass ausschließlich gebrochene Einfriedungen - Drahtgeflecht, Holzlatten, 

Stabgitter usw. - bis zu einer Höhe von max. 3,0 m zzgl. nach innen abgewinkeltem Übersteigschutz über 

Geländeoberkante zulässig sind, um den offenen Charakter zu wahren und eine hiermit unverträgliche 

Abgrenzung, wie es z.B. bei Mauern zu erwarten wäre, auszuschließen, gleichwohl aber auch dem be-

rechtigten Sicherheitsbedürfnis der Unternehmen Rechnung zu tragen. Die Zäune sind ferner mit 

Laubsträuchern abzupflanzen oder dauerhaft mit Kletterpflanzen zu beranken, um auch bei kleinen Flä-

chen eine Mindestbegründung zu gewährleisten. Ein Mindestbodenabstand von 15 cm für Kleinsäuger 

sollte eingehalten werden. 

 

5.4 Begrünung/Grundstücksfreiflächen 

In Ausführung der einschlägigen Bestimmungen der Landesbauordnung wird eine Mindestüberstellung 

der Grundstücksfreiflächen, d.h. der nicht bebauten Grundstücksflächen mit standortgerechten einheimi-

schen Laubgehölzen, zur Auflage gemacht. Mindestens 20 % der Grundstücksfreiflächen sind gärtnerisch 

anzulegen und zu unterhalten. Der Begrünungsanteil schließt die planungsrechtlich festgesetzten Pflanz-

flächen mit ein. Die nicht von Sträuchern überstellten Flächenanteile sind als blütenreiche Frischwiese 

anzulegen und dauerhaft zu pflegen. Es ist ausschließlich Saatgut regionaler Herkunft zu verwenden. 

Gehwege, Stellplätze sowie Feuerwehrumfahrten und Hofflächen auf den Baugrundstücken sind in was-

serdurchlässiger Bauweise zu befestigen. Pro fünf PKW-Stellplätzen ist mindestens ein einheimischer, 

standortgerechter Laubbaum zwischen den Stellplätzen und/oder randlich zu pflanzen und zu unterhal-

ten. Für die Umgrenzungen von Flächen zum Anpflanzen von Sträuchern gemäß Plankarte sind mehrrei-

hige Gebüschgruppen unter Verwendung einheimischer und standortgerechter Bäume und Sträucher 

anzupflanzen. Als Unterwuchs der Baumreihe ist ein Schmetterlings- und Wildbienensaum aus Saatgut 
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regionaler Herkunft zu entwickeln. Die Saatmischung sollte zu 100 % aus Kräutern bestehen. (vgl. auch 

Ziffern A3.5 und 5.2 der Textlichen Festsetzungen) 

 

5.5 Beleuchtung 

Im Bereich der Straßen- und Stellplatzbeleuchtung sind Natrium-Niederdruckdampflampen oder gleich-

wertige Lichtquellen bzw. LED-Lampen mit warm-weißem Licht (Lichtfarbe unter 3000 K) mit gebündelter, 

diffuser Strahlung zu verwenden. 

Lampen zur Beleuchtung von Außenflächen sind so einzustellen, dass sie bis 85° über der Horizontalen 

kein Licht abstrahlen. Eine gezielte Illuminierung von Gebäuden durch von außen auf die Fassaden ge-

richtete Scheinwerfer ist unzulässig. 

Sowohl der Umweltbericht als auch das Gutachten zur Bewertung der Lichtimmissionen setzen sich aus-

führlich mit dem Thema auseinander. Die Ergebnisse haben Eingang in den Bebauungsplan gefunden. 

 

 

6 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau, 

BGBl. I S.1359) am 20. Juli 2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Be-

gründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Um-

weltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet 

werden. 

 

Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird daher ein Umweltbericht erarbeitet, dessen Inhalt entspre-

chend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB aufbereitet wird. Nach § 2a BauGB ist der Umweltbe-

richt Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unterliegt damit den gleichen Verfahrensschritten wie 

die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange). 

Die Ergebnisse des Umweltberichts und die eingegangenen Anregungen und Hinweise sind in der ab-

schließenden bauleitplanerischen Abwägung entsprechend zu berücksichtigen.  

Um Doppelungen und damit eine unnötige Belastung des Verfahrens zu vermeiden, wurden die für die 

Abarbeitung der Eingriffsregelung notwendigen zusätzlichen Inhalte, die als Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gleichberechtigt in die bauleitplanerische Ab-

wägung einzustellen sind, in den Umweltbericht integriert.  

 

Der Umweltbericht mit integriertem landschaftspflegerischem Planungsbeitrag sowie ein Arten-

schutzrechtlicher Fachbeitrag liegen der Begründung als Anlage bei; auf die dortigen Ausführungen 

wird entsprechend verwiesen. 

 

Ferner wurde vom Ingenieurbüro für Umweltplanung, Dr. Theresa Rühl in Staufenberg (15. Februar 2021) 

eine Zusatzbewertung Landschaftsbild vorgenommen. Dabei wurde der Eingriff in das Landschaftsbild 

durch das geplante Logistikzentrum innerhalb eines maximalen Radius von 5.000 m untersucht. Im ge-

nannten Radius finden sich laut Expertenmeinung des Ingenieurbüros mehrere Landschaftstypen mit 

unterschiedlicher Vorbelastung und Empfindlichkeit. Neben der ohnehin existierenden Belastung des 

Landschaftsbilds durch das bestehende Logistikzentrum, ist als Vorbelastung die Autobahn A 45 zu be-

rücksichtigen. Die Intensität des Eingriffs wird zum einen an der baulichen Ausdehnung (Gebäudehöhe 

bis 16 m, Gebäudelänge bis 384 m), zum anderen am Technisierungsgrad gemessen. Das geplante Ge-



Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ 36 
 

PlanES, 35392 Gießen – 09/2021 

bäude wird dabei als „landschafts-untypisches Funktionalbauwerk“ eingestuft. Die Bewertungen und Be-

rechnungen nach dem „Darmstädter Modell“ kommen zu einem Gesamtpunktwert von rd. 170.000, der 

für die vorhabenbedingten Eingriffe in das Landschaftsbild als zusätzlicher Kompensationsbedarf in die 

Eingriffs- und Bilanzierung des Umweltberichts zum Bebauungsplan übernommen wird. 

 

 

Die geplante Kompensation des durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffs lässt sich wie 

folgt zusammenfassen: 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Eingriffe durch die Anlage von Grünflächen mit einer blüten-

reichen Wiesenvegetation sowie mit Baum- und Strauchpflanzungen zum Teil kompensiert. Es verbleibt 

jedoch im Plangebiet ein Kompensationsdefizit von rd. 440.000 Biotopwertpunkten. Hinzu kommt ein 

Kompensationsbedarf von rd. 170.000 Biotopwertpunkten für die vorhabenbedingten Eingriffe in das 

Landschaftsbild (s.o.). Der Kompensationsbedarf für das Schutzgut Boden beträgt gemäß der Ergänzung 

zum Fachbeitrag Bodenschutz rd. 82 Bodenwertpunkte, umgerechnet in Biotopwertpunkte sind dies wei-

tere rd. 164.100 Punkte für die ein Ausgleich geschaffen werden muss.  

Der Ausgleich wird zum einen über produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen zur Extensivierung 

der landwirtschaftlichen Nutzung auf Ackerflächen erbracht. Das Konzept ist sowohl mit der Flächeninha-

berin und Bewirtschafterin als auch der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde des Main-Kinzig-

Kreises abgestimmt. In der Gemarkung Langen-Bergheim (Flurstücke 46/1-3, 1/11 und 42 in Flur 8 und 

Flurstück 2/2 in Flur 10) sollen rd. 6 ha Ackerfläche im Modell der kleinbäuerlichen Landwirtschaft bewirt-

schaftet werden. Hierdurch wird eine Aufwertung von insgesamt 856.226 Biotopwertpunkten erreicht. Bei 

dem vorgesehenen produktionsintegrierten Maßnahmenpaket (kleine Schlaggröße, Anbau klassischer 

Kulturen, Verbleib von Pflanzenresten auf der Fläche über den Winter, Erhalt von Grasrainen mit über-

ständigem Vegetationsaufwuchs durch jährlich versetztes mähen sowie Verbleib einer Schwarzbrache 

am Vorgewende) handelt es sich um einen schutzgutübergreifenden Ausgleich. So kann hiermit der ar-

tenschutzrechtliche Ausgleichsbedarf für die Feldvogelarten erbracht werden; und die Extensivierung der 

Ackerflächen in Kombination mit Erosionsschutzmaßnahmen auf den teilweise steilen Flächen stellen 

eine Teilkompensation für das Schutzgut Boden dar. Da es sich mit Blick auf den Artenschutz um CEF-

Maßnahmen handelt, müssen diese vorlaufend zum Eingriff umgesetzt werden, um bei Baubeginn funkti-

onsfähig zu sein. 

 

Durch die Ausgleichsmaßnahme (Ausführungen s. Kapitel C 2.2 des Umweltberichts) werden insgesamt 

856.226 Biotopwertpunkte (BWP) generiert. Somit kann das Gesamtdefizit von 773.270 BWP vollständig 

ausgeglichen werden, es entsteht eine Überkompensation von 82.956 BWP 

 

Weitergehende Ausführungen können dem anliegenden Umweltbericht entnommen werden. 
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7 Immissionsschutz 

7.1 Lärmimmissionen 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-

chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 

dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich ver-

mieden werden. 

 

Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ wurden schall-

technische Untersuchungen eingeholt. Es wurde geprüft, inwieweit schallschutztechnische Auflagen oder 

Regelungen für die Geräuschentwicklungen aus dem Logistikbetrieb auf umliegende schutzwürdige Nut-

zungen zu berücksichtigen sind. 

Durch die Berechnung auf der Grundlage von Geräuschkontingenten kann die Umsetzbarkeit von Be-

triebsansiedlungen in den Gewerbe- und Sondergebietsflächen planerisch ermittelt werden. Die bei einer 

Standortentwicklung entstehenden Immissionskonflikte sind insofern erkennbar und ihre Lösbarkeit fest-

stellbar.  

Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung werden im Bebauungsplan berücksichtigt. Grund-

sätzlich ist den Anforderungen an gesundes Wohnen und Arbeiten entsprechend dem Baugesetzbuch 

(BauGB) und weiteren Regelwerken Rechnung zu tragen. 

 

Die Schalltechnische Untersuchung des Planungsbüros für Lärmschutz Altenberge6 wird vom Gutachter 

wie folgt zusammengefasst: 

 

Lärmimmissionen 

(Detaillierte Ausführungen siehe "Schalltechnische Untersuchung Bebauungsplan "Gewerbegebiet 

Limes – Erweiterung West" Erläuterungsbericht vom Planungsbüro für Lärmschutz Altenberge [März / 

Juni2021]) 

 

Verkehrslärm 

Mit den geplanten Gewerbeansiedlungen in der Erweiterung West des Gewerbegebiet Limes sind zu-

sätzliche Kfz-Verkehre auf den andienenden öffentlichen Straßen verbunden. Die Verkehrsmengen 

(Kfz/24h, maßgebende stündliche Verkehrsstärke in Kfz/h etc.) sind im Erläuterungsbericht der schall-

technischen Untersuchung (SU) in den Tabellen A und B aufgelistet. 

Die maximal zu erwartenden Beurteilungspegel im Einwirkungsbereich der A 45 bzw. dem Autobahn-

zubringer L 3195 wurden mit ≤ 69 dB(A) tags an der zum Verkehrsweg (A 45, L 3159 455) nächstge-

legenen Baugrenze, als äußere Abgrenzung der im Bebauungsplan festgesetzten Baufenster ermit-

telt. Im Verlauf der Bundesautobahn A 45 fallen die Verkehrslärmbelastungen am höchsten aus. 

Der Orientierungswert der DIN 18005 für Gewerbegebiete mit 65 dB(A) tags bzw. 55 dB(A) nachts 

wird damit in rd. 40 % des Geltungsbereiches überschritten. Die Ermittlungen der zu erwartenden 

Verkehrslärmbelastungen berücksichtigen den aktuellen Ausbauzustand der Verkehrswege sowie die 

 
6 Schalltechnische Untersuchung, Erläuterungsbericht zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung 

West“, Bearbeitung. Dipl.-Ing. Andreas Timmermann, März 2021, aktualisiert im Juni 2021 



Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ 38 
 

PlanES, 35392 Gießen – 09/2021 

Verkehrsbelastung entsprechend dem Prognose-Planfall 2 (Prognose 2030/35 mit Neuverkehr aus 

dem Plangebiet). 

Bei Betrachtung der Grundbelastungen (LME) im öffentlichen Verkehrsnetz kann festgestellt werden, 

dass die im Zusammenhang mit dem Vorhaben (Erweiterung West) im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes erzeugten Verkehrsmengen (Neuverkehr), den Emissionspegel in den betrachteten Stra-

ßenabschnitten im Vergleich zum Prognose-Planfall 1 (2030/35) zwischen 0,1 dB(A) und 1,8 dB(A) 

erhöhen. 

 

Die Erhöhung der zu erwartenden Lärmbelastung durch den planbedingten Zusatzverkehr aus dem 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ ist im Wesentli-

chen im Verlauf der Landesstraße L 3195 (Autobahnzubringer) als Bestandteil des weiterführenden 

Verkehrsnetzes mit Anbindung an die Anschlussstelle Hammersbach (40) im Verlauf der BAB A 45 

und damit innerhalb des gesamten Untersuchungsraumes nachgewiesen. 

Wird nunmehr die Bebauung im Einwirkungsbereich des öffentlichen Verkehrsnetzes hinsichtlich der 

Wirkung des planbedingten Zusatzverkehrs (Neuverkehr) überprüft, kann den Ergebnislisten in der 

Schalltechnischen Untersuchung entnommen werden, dass für das Wohngebiet „Am Lachbach“ ge-

ringfügige Erhöhungen der Lärmbelastungen bis zu 0,2 dB(A) tags bzw. bis zu 0,4 dB(A) nachts zu 

erwarten sind. Damit ergibt sich eine maximale Erhöhung der Lärmbelastung mit weniger als 1 dB(A) 

und damit deutlich unter der Hörbarkeitsschwelle. Des Weiteren wird die „Schwelle zur Gesundheits-

gefährdung“ weder überschritten noch erreicht. 

 

Für den Ortsteil Eckratshausen sind ebenfalls Erhöhungen von weniger als 1 dB(A) zu erwarten, d.h. 

0,1 dB(A) tags und 0,3 dB(A) nachts. Da die maßgeblichen Schwellenwerte von 70 dB(A) tags und 60 

dB(A) nachts für Wohngebiete nicht überschritten werden, ist diese Erhöhung der Lärmbelastung hin-

nehmbar. 

 

Hinsichtlich einer Umsetzung von baulichen Anlagen im Geltungsbereich der Erweiterung West zur 

Unterbringung logistischer Betriebe analog zu den bereits vorhandenen Logistikzentren wurde in Be-

zug auf die Verkehrslärmbelastungen, ausgehend von der A 45 überprüft, inwieweit sich erhöhte 

Lärmbelastungen durch Reflexionen an den baulichen Anlagen im Wohngebiet „Am Lachbach“ erge-

ben. Dabei ist festzustellen, dass Reflexionen des Verkehrslärms der A 45 an möglichen Gewerbehal-

len (Logistik) zu keiner Erhöhung der zu erwartenden Lärmbelastung in dem o.a. Wohngebiet führen. 

 

Gewerbelärm 

Geräuschkontingentierung  

Da bereits in den rechtskräftigen Bebauungsplänen „Gewerbegebiet Limes“ und die „1. Erweiterung“ 

eine Geräuschkontingentierung durchgeführt wurde, erfolgte auch für die „Erweiterung West“ eine Ge-

räuschkontingentierung gemäß DIN 45691. 

Mit der Geräuschkontingentierung sind entsprechende Vorbelastungen zu berücksichtigen, so dass 

sich mit der Zusatzbelastung aus der Erweiterung West eine maximale Gesamtbelastung ergibt, die 

weiterhin die Einhaltung der gebietsbezogenen Immissionsrichtwerte der TA Lärm gewährleistet. 

Maßgebend für die Geräuschkontingentierung ist der IP2 (Langen-Bergheim) am nordöstlichen Rand 

des Wohngebietes "Am Lachbach" innerhalb des rechtskräftigen gleichnamigen Bebauungsplanes. 

Für den IP2 (Langen-Bergheim) ergeben sich Vorbelastungen durch die Geräuschkontingentierung im 
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 Bebauungsplan "Am Lachbach", Festsetzung Nr. 1.1.6 

(Gutachten Nr. L 5228, TÜV Süd) 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Limes", Festsetzung Nr. 2.4 

(Gutachten ZP13029, GSA Ziegelmeyer GmbH) 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Limes" 1. Erweiterung, Festsetzung Nr. 4.1 

(Gutachten P16047, GSA Ziegelmeyer GmbH) 

 

Die Festlegung der Zusatzbelastung auf 37 dB(A) am IP2 für die Geräuschkontingentierung im Be-

bauungsplan "Gewerbegebiet Limes" berücksichtigte einen "Erfahrungswert", dass nicht alle Gewer-

begebietsflächen den ihnen in der Emissionskontingentierung des Bebauungsplans "Am Lachbach" 

zugeteilten Emissionskontingente in Anspruch nehmen.  

Die nach TA Lärm noch mögliche Gesamtgeräuschbelastung der Wohnbaufläche aus Gewerbebetrie-

ben von 40 dB(A) wurde bei diesem Planungsansatz "hälftig" auf die bestehenden Betriebe und "hälf-

tig" auf das "Gewerbegebiet Limes" aufgeteilt [jeweils 37 dB(A)]. 

 

Für die Ausweisung des Gewerbegebietes sowie eines Sondergebietes Logistik im Bebauungsplan 

„Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ und einer dafür anstehenden Geräuschkontingentierung 

wurde die mögliche Zusatzbelastung mit 30 dB(A) vorgegeben, da der Immissionsrichtwert am IP2 be-

reits durch die Vorbelastung ausgeschöpft ist. 

 

Bei Festlegung einer Zusatzbelastung für die Wohnbaufläche im Bebauungsplan "Am Lachbach" (IP2) 

auf 30 dB(A) ergibt sich mit dem verbleibenden, plangegebenen zu berücksichtigenden Immissionsan-

teil, dass die Wohnbaufläche in Sinne der TA Lärm - Nummer 2.2 – nicht im Einwirkungsbereich der 

Anlage und damit der gewerblichen Nutzungen im Geltungsbereich der Erweiterung West liegt. 

 

Da mit dem Emissionskontingent in Bebauungsplan "Am Lachbach" ebenfalls der maßgebliche Richt-

wert von 55 dB(A) tags am IP 2 ausgeschöpft wurde, ist auch für den Beurteilungszeitraum Tag (06.00 

- 22.00 Uhr) die Unterschreitung des Richtwertes von 10 dB(A) zu gewährleisten. 

 

Für die "Erweiterung West" des Gewerbegebietes Limes ergibt sich daraus nachfolgende Geräusch-

kontingentierung: 

 

Zusatzbelastung "Erweiterung West" mit Einhaltung des Planwertes Irrelevanzkriteriums 

 

o GE LEK tags 61 dB(A) 

  nachts 46 dB(A) 

 

o SO LEK tags 64 dB(A) 

  nachts 49 dB(A) 
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Die Emissionskontingente tags fallen gegenüber dem in der DIN 18005 für GE-Gebiete genannten flä-

chenbezogenen Schallleistungspegel von 60 dB(A) höher aus, so dass Einschränkungen für den Tag-

betrieb einer Logistik aus "Erfahrungswerten" abgeleitet, nicht gegeben sind. 

 

Das nächtliche Emissionskontingent LEK nachts mit 49 dB(A)/m² entspricht annähernd den Festset-

zungen für die GE-Gebiete im Bebauungsplan "Gewerbegebiet Limes" mit dem bereits nachweislich 

die Betriebsart "Logistik" umgesetzt wurde. 

 

Ergänzend ist hierzu auf den Abstandserlass NRW 2006 hinzuweisen, der mit der Abstandsklasse V 

für die Betriebsart Nr. 159 - Speditionen aller Art sowie Betriebe zum Umschlag größerer Mengen - ei-

nen Mindestabstand zu Wohngebieten von 300 m vorgibt. 

 

Der geringste Abstand zwischen dem SO-Gebiet der "Erweiterung West" und dem Wohngebiet "Am 

Lachbach" beträgt 370 m. 

Auswirkungen auf die bereits bestehenden GE-Gebiete westlich der A 45 ergeben sich für die GE-

Flächen im Bebauungsplan "Am Lachbach" ohnehin nicht, da hier bereits eine Geräuschkontingentie-

rung mit Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt ist und diese sich als Festsetzung im Bebauungs-

plan findet. 

Für die GE-Flächen Am Schulzehnten wurde bislang ein für ein GE-Gebiet ausreichendes Kontingent 

berücksichtigt. 

 

Aus der schalltechnischen Untersuchung ergibt sich, dass im Plangebiet sowohl die Umsetzung eines 

Gewerbegebietes als auch eines Sondergebiets mit der Zweckbestimmung Logistik möglich ist. Die 

durch konkrete Nutzungen ggf. hervorgerufenen Lärmkonflikte sind daher lösbar. Die Sicherstellung 

des Schallschutzes ist jedoch von einer Reihe Detailplanungen abhängig, die sich erst aus den Ge-

nehmigungsplanungen ergeben. Daher wird von der planerischen Zurückhaltung Gebrauch gemacht 

und auf konkrete Festsetzungen zum Schallschutz, verzichtet. Die konkreten Details des Schallschut-

zes sind im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen und festzulegen. 

 

maßgeblicher Außenlärmpegel 

Durch den Verkehrslärm im Prognose-Planfall 2 ist im Plangebiet für das Gewerbegebiet (GE1) und 

das Sondergebiet (SO) eine Überschreitung des Orientierungswertes im Nahbereich zur Autobahn bis 

zu einer Tiefe von maximal 60 m im Baufenster gegeben.  

Im Regelfall wird beim Gewerbelärm als maßgeblicher Außenlärmpegel der nach der TA Lärm im Be-

bauungsplan für die jeweilige Gebietskategorie angegebene Tag-Immissionsrichtwert eingesetzt, wo-

bei zu dem Richtwert 3 dB(A) zu addieren sind (DIN 4109-2/01.18- 4.4.5.6). Dabei wird vorausgesetzt, 

dass die Einhaltung des Orientierungswertes gewährleistet ist. Die zu erwartende Lärmbelastung 

durch den Gewerbelärm wird mit der Beurteilung dem maßgebenden schalltechnischen Orientie-

rungswert der jeweiligen Gebietskategorie als maximaler Beurteilungspegel gleichgesetzt. 

 

Rührt die Geräuschbelastung von mehreren (gleich- oder verschiedenartigen) Quellen her, so berech-

net sich der resultierende maßgebliche Außenlärmpegel, aus den einzelnen maßgeblichen Außen-

lärmpegeln. Der „maßgebliche Außenlärmpegel“ tags ergibt sich dann nach den Vorgaben der DIN 

4109-2:2018-01 aus dem Maximalwert: 
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 [Verkehrsgeräusche tags zzgl. 65 dB(A)] + 3 dB(A) 

 

Die Lärmbelastungen durch den Verkehrslärm wurden mit der schalltechnischen Untersuchung auf 

der Grundlage einer Rasterlärmkarte flächendeckend im Plangebiet ermittelt. Diese Verkehrslärm-

belastung wurde dann, zur Ermittlung des resultierenden maßgeblichen Außenlärmpegels (La, res), mit 

der Grundbelastung durch den Gewerbelärm in der Höhe von 65 dB(A) tags energetisch überlagert 

und der Zuschlag von 3 dB(A) aufaddiert – s. DIN 4109-2:2018-01, 4.4.5.7. 

Der so ermittelte resultierende Außenlärmpegel La, res wurde in der schalltechnischen Untersuchung 

dokumentiert und ist entsprechend in der Planurkunde zeichnerisch dargestellt und in die textliche 

Festsetzung aufgenommen. 

 

Die Schalltechnische Untersuchung liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei. 

 

7.2 Luftschadstoffe 

Parallel zum Aufstellungsverfahren wurde ein Luftschadstoffgutachten erstellt. Betrachtet werden die 

Schadstoffe NO2 und Feinstaub (PM10 und PM2.5). Die Beurteilung erfolgt im Vergleich mit geltenden 

Beurteilungswerten, das sind Grenzwerte der 39. BImSchV (2010), sowie im Vergleich zum Prognose-

nullfall. 

Aus lufthygienischer Sicht sind laut Untersuchung der Lohmeyer GmbH (Januar 2021) durch den mit dem 

Betrieb des Interkommunalen Gewerbegebietes Limes verbunden Kfz-Verkehr gewisse Erhöhungen der 

NO2-, PM10- und PM2.5-Immissionen zu erwarten, wobei an den zu den Fahrbahnrändern nächstgele-

genen, bestehenden Bebauungen keine Konflikte mit den jeweiligen Beurteilungswerten zum Schutz der 

menschlichen Gesundzeit zu erwarten sind. 

Im Prognosenullfall werden die höchsten NO-Gesamtbelastungen entlang der Fahrbahn der Autobahn A 

45, der Anschlussstelle sowie der Tank- und Rastanlage berechnet. Am Fahrbahnrand sind teilweise 

NO2-Jahresmittelwerte über 40 µg/m³ berechnet. Nahe der A 45 führen Überlagerungen der Beiträge der 

Autobahn, der Anschlussstelle und der L 3195 Richtung Hammersbach an der nächstgelegenen Bebau-

ung zu NO2-Jahresmittelwerten bis 30 µg/m³, an den Gebäuden nahe der A 45 auch bis 34 µg/m³. Der 

geltende Grenzwert für NO2-Jahresmittelwerte von 40 µg/m³ wird somit im Prognosenullfall 2022 an der 

beurteilungsrelevanten Bebauung im Untersuchungsgebiet nicht erreicht und nicht überschritten. 

Auch im Planfall sind entlang der Fahrbahn der Autobahn A 45, der Anschlussstelle sowie der Tank- und 

Rastanlage teilweise NO2-Jahresmittelwerte über 40 µg/m³ berechnet. Der geltende Grenzwert für NO2-

Jahresmittelwerte von 40 µg/m³ wird trotz erhöhtem Beitrag durch den gewerblichen Verkehr des Gewer-

begebietes Limes im Planfall 2022 an der beurteilungsrelevanten Bebauung im Untersuchungsgebiet 

jedoch nicht erreicht und nicht überschritten. 

Die geltenden Grenzwerte für PM10-Jahresmittelwerte von 40 µg/m³ und der Schwellenwert von 29 

µg/m³ zur Ableitung der PM10-Kurzzeitbelastung werden sowohl im Prognosenullfall als auch im Planfall 

deutlich nicht erreicht und nicht überschritten. 

Für den Prognosenullfall und den Planfall im Jahr 2022 werden mit der Hintergrundbelastung vergleich-

bare PM2.5-Konzentrationen berechnet, wobei am Fahrbahnrand der Autobahn teilweise PM10-

Immissionen bis 13 µg/m³ berechnet sind. Der geltende Grenzwert für PM2.5-Jahresmittelwerte von 25 

µg/m³ und der Richtgrenzwert von 20 µg/m³ werden somit im Prognosenullfall 2022 und im Planfall 2022 

an der beurteilungsrelevanten Bebauung im Untersuchungsgebiet deutlich nicht erreicht und nicht über-

schritten. 

Das Luftschadstoffgutachten liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei. 
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7.3 Lichtimmissionen 

Lichtimmissionen gehören nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz zu den schädlichen Umwelteinwir-

kungen, wenn sie nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-

hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder für die Nachbarschaft herbeizuführen (§ 3 BImSchG). 

Aufgabe des Immissionsschutzes ist es vornehmlich, erhebliche Belästigungen durch psychologische 

Blendung von starken industriellen, gewerblichen und im Bereich von Sport- und Freizeitanlagen ange-

ordneten Lichtquellen in der schützenswerten Nachbarschaft zu vermeiden. 

 

Aufgrund der Großflächigkeit des Vorhabens soll im Rahmen des Gutachtens zur Bewertung der Lichte-

missionen7 die Frage der Veränderung der Lichtemissionen für die nahe gelegenen Siedlungsbereiche 

ermittelt und bewertet werden. Gegenstand des Gutachtens ist mithin die Frage der „Lichtverschmutzung“ 

für die Menschen, ausdrücklich nicht die Auswirkungen auf die Tierwelt, die im Umweltbericht zum Be-

bauungsplan behandelt werden und in Teilen anderen Parametern als den hier zu beachtenden unterlie-

gen, vor allem dem UV-Anteil und der Lichtfarbe der nächtlichen Abstrahlung. Dass auch hier Eingriffsmi-

nimierung und Vorsorge zu treffen ist, muss nicht betont werden. Die mittlerweile gängige Beleuchtung 

von Betriebsflächen mit LED-Technik bewirkt gegenüber der bislang üblichen Verwendung von Natrium-

Dampfdrucklampen aber generell eine deutliche Verbesserung, da diese erheblich weniger UV-Licht 

emittiert. Die Frage der Lichtfarbe ist hierbei nicht unwichtig, aber nachrangig. 

 

Im Ergebnis gelangt das Gutachten u.a. zu der Einschätzung, dass der „Lichtsmog“ in der Gemarkung 

Hammersbach zunehmen wird, konkrete erhebliche Beeinträchtigungen sind wegen der günstigen Expo-

sition des Plangebiets und der ungleich stärkeren (gesellschaftlich gemeinhin akzeptierten) Vorbelastung 

aber auszuschließen. Dies gilt ausdrücklich auch für das Wohngebiet am Wechmarring, das zwar nur rd. 

500 m vom Plangebiet entfernt liegt, von diesem durch die Autobahn aber weitgehend abgeschirmt wird. 

Zwar können aufgrund der Gebäudehöhen horizontale Einstrahlungen auch oberhalb der Böschungsge-

hölze wirken, doch ist die Projektionsflächen deutlich schmaler und die Vorbelastung wegen der Nähe zu 

den anderen Gewerbebetrieben höher. Auch die Autobahn selbst und die L 3195 wirken hier auf das Maß 

der Lichtimmissionen ein. Das Logistikzentrum wird hier auch mit dem 3. Bauabschnitt nur unwesentlich 

beteiligt sein. Von den beschriebenen Wirkungen werden als Minimierungsmaßnahmen vor allem eine 

gestufte Eingrünung und eine möglichst gleichmäßige Durchgrünung des Plangebiets sowie eine Reflexi-

on mindernde Fassadengestaltung für das Vorhaben abgeleitet. 

 

Die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan Entwurf greifen diese Empfehlung im Hinblick auf die 

Festsetzungen zur Straßen- und Stellplatzbeleuchtung, Be- und Eingrünung, Bepflanzung der Grund-

stücksfreiflächen sowie zur Farbgestaltung mit gedeckten Farben auf.  

 

Das Gutachten zur Bewertung der Lichtimmissionen liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei. 

 

Der Kreisausschuss des Main-Kinzig-Kreises, Abt. Immissionsschutz bittet zudem in der Sammelstel-

lungnahme vom 10.05.2021 darum, folgende Empfehlungen zu den Lichtemissionen in den Bebauungs-

plan aufzunehmen:  

 

 
7 Gutachten zur Bewertung der Lichtemissionen, ibK Dr. Jochen Karl, Staufenberg, Juni 2021 
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 Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sind aus nichtreflektierendem dunklem Material erlaubt. Diese sind 

baugestalterisch in die Dachfläche einzufügen. Weitere Maßnahmen zur Nutzung regenerativer Energien sind 

erlaubt, soweit keine schädlichen Umwelteinwirkungen im Einwirkungsbereich eintreten können. 

 Vor Einbau Sonnenlichtreflektionen verursachender Bauelemente und technischer Anlagen (z. B. verspiegelte 

Gläser, Photovoltaikanlagen) ist deren Blendwirkung auf schützenswerte Daueraufenthaltsflächen und –räume 

nach der „Richtlinie zur Messung und Beurteilung von Lichtimmissionen“ des Länderausschusses für Immissi-

onsschutz (LAI) vom 13.09.2012 zu überprüfen. Ergibt die Prüfung, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch 

Blendung auftreten können, sind ausreichend dimensionierte Blenden oder andere dem Stand der Technik ent-

sprechende Schutzmaßnahmen vorzusehen. Kann die Blendwirkung nicht vermieden werden ist der Einbau 

blendender Bauelemente unzulässig. 

 Die öffentliche und private Außenbeleuchtung ist energiesparend, streulichtarm und insektenverträglich zu in-

stallieren und zu betreiben. Es dürfen nur Lampen mit bernsteinfarbenen bis warmweißen Licht mit geringem 

Ultraviolett- und Blauanteil (Farbtemperatur von 1800 bis maximal 3000 Kelvin) eingesetzt werden, deren Be-

triebszeit durch Zeitschaltungen soweit wie möglich zu verkürzen ist. Die Leuchten müssen staubdicht und so 

ausgebildet sein, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt. Blendwirkungen sind durch 

geeignete Lichtpunkthöhe, Neigungswinkel der Leuchten, Reflektoren, Blenden, Lampen die einen direkten 

Blick in Leuchtmittel verhindern, zu vermeiden. 

 Zum Zwecke der Vermeidung weiterer Himmelaufhellung und zum Schutz nachtaktiver Tiere und Insekten (z.B. 

Fledermäuse) sind nur voll abgeschirmte Leuchten zu verwenden, die im installierten Zustand kein Licht hori-

zontal oder nach oben abstrahlen (Upward Light Ratio = 0, besser Lichtstärke G6 nach DIN EN 13201) Auf Bo-

denstrahler, aufgeneigte Leuchten, Kugelleuchten, nicht abgeschirmte Röhren, Fassadenanstrahlungen ist zu 

verzichten. 

 Außenleuchten dürfen nicht direkt vor den Fenstern von schutzbedürftigen Daueraufenthaltsräumen nach DIN 

4109, stark reflektierenden Fassaden oder in Gehölzgruppen angebracht werden. 

 Wechsellicht (Änderung des Betriebszustandes der Beleuchtungsanlage in weniger als 5 Minuten) darf nicht 

verwendet werden. Ebenso ist bewegtes Licht nicht zulässig. 

 Bei allen Beleuchtungsanlagen sind Außenwirkungen auf angrenzende potenzielle Lebensräume nachtaktiver 

oder nachts ruhebedürftiger Lebewesen (inkl. Menschen) grundsätzlich zu vermeiden. 

 

Die Empfehlungen wurden sowohl im Umweltbericht als auch in der Gutachterlichen Stellungnahme zu 

Lichtemissionen berücksichtigt und haben soweit möglich Eingang in die Textlichen Festsetzungen zum 

Bebauungsplan gefunden. 

 

 

8 Klimaschutz 

Seit der BauGB-Novelle 2004 wurde die „Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz“ gesondert als 

Ziel der Bauleitplanung im Baugesetz aufgeführt. Gemeinden wurde grundsätzlich die Möglichkeit einge-

räumt, mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen, auch die Umsetzung von energiepolitischen 

und energiewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen. Nach der Neufassung von § 1 Abs. 5 BauGB 

sollen die Bauleitpläne nunmehr „Klimaschutz und Klimaanpassung insbesondere auch in der Stadtent-

wicklung“ fördern. Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde unter dem Aspekt des Klimaschutzes und des 

Einsatzes erneuerbarer Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung geändert und ergänzt. 

Beachtlich sind hierbei die vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 

Satz 2 und § 1a Abs. 5 BauGB), die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne (§§ 5 und 9 BauGB) und 

städtebaulicher Verträge (§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen zur sparsamen und effizien-

ten Nutzung von Energie (§ 248 BauGB). 
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Erneuerbare Energien und Energieeinsparung 

Über die im Baugesetzbuch eröffneten Möglichkeiten (s.o.) kann auf die speziellen energiefachrechtli-

chen Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Ener-

gien verwiesen werden, die bei der Bauplanung und Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind.  

Nach § 3 Abs. 1 des Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetzes (EEWärmeG) wurden die Eigentümer von 

Gebäuden, die neu errichtet werden, etwa dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes 

durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. 

Im Zuge der Energieeinsparverordnung (EnEV) war zudem sicherzustellen, dass bei der Errichtung und 

wesentlichen Änderung von Gebäuden ein bestimmter Standard an Maßnahmen zur Begrenzung des 

Energieverbrauchs von Gebäuden eingehalten wird.  

Das „Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Käl-

teerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG)“ wurde von Bundestag und Bundesrat verab-

schiedet und ist ab 1. November 2020 in Kraft getreten. Darin sind EnEV, EEWärmeG und EnEG in ei-

nem Werk zusammengeführt. 

Insofern wird es für zulässig erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie der 

Energieeinsparung keine weitergehenden Vorgaben in den Bebauungsplan aufzunehmen, sondern viel-

mehr auf die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer jeweils 

gültigen Fassung zu verweisen. 

 

Die Abteilung Wasser- und Bodenschutz des MKK weist in der Stellungnahme vom 10.05.2021 auf fol-

gendes hin: 

Die Nutzung von Grundwasser zur Energiegewinnung z.B. mit Grundwasserwärmepumpen oder Erd-

wärmesonden ist nach § 8 Abs. 1 WHG wasserrechtlich erlaubnispflichtig. Wegen der Lage des Be-

bauungsplangebiets in einem Wasserschutzgebiet, Schutzzone III, ergeben sich Einschränkungen bei 

der Grundwassernutzung zur Energiegewinnung. 

 

Betrachtung Lokalklimatischer Verhältnisse 

Die Stellungnahme der Lohmeyer GmbH Karlsruhe vom 11.06.2021 kommt zusammengefasst zu folgen-

dem Ergebnis: 

Für das Betrachtungsgebiet sind hinsichtlich der lokalklimatischen Verhältnisse insbesondere nächtliche 

Kaltluftströmungen mit entsprechenden Belüftungsfunktionen für Siedlungsbereiche relevant: 

In der Umgebung des Betrachtungsgebietes dominieren Freilandnutzungen bestehend aus landwirt-

schaftlichen Nutzflächen und Waldnutzungen auf den Geländeanstiegen. Dort findet bei den entspre-

chenden Wetterlagen eine intensive Kaltluftentstehung statt; die Kaltluft sammelt sich u. a. in Einschnitten 

entlang von Bachläufen. Insgesamt ist für den Bereich in der Umgebung von Langen-Bergheim festzuhal-

ten, dass günstige belüftungswirksame Kaltluftbedingungen bestehen, die aus den nordöstlich und östlich 

benachbarten Hangbereichen der Geländeanstiege in die Mulde bei Hammersbach und in der Folge nach 

Südwesten und Süden zum Maintal geführt werden.  

Mit der geplanten baulichen Erweiterung des Interkommunalen Gewerbegebietes LIMES entstehen nord-

östlich von Hammersbach und der Autobahn zusätzliche langgestreckte bodennahe Strömungshindernis-

se quer zu der wirkenden Kaltluftströmung, die zu Einschränkungen der bodennahen Kaltluftströmungen 

führen. In der Anfangsphase der Kaltluftbildung bewirkt das für gewerbliche Nutzungen von Langen-

Bergheim an der Autobahn ein um wenige Minuten verzögertes Eintreffen der kalten Luftmassen; bei 

ausgeprägten Kaltluftbedingungen sind im nördlichen Siedlungsbereich von Langen Bergheim mäßige 

Einschränkungen der nächtlichen Belüftung zu erwarten. 
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Die durch die Planungen mit dem Interkommunalen Gewerbegebiet LIMES bedingten beschriebenen 

Einschränkungen der Kaltluftverhältnisse können durch großzügige Vegetationsausstattungen gemildert 

werden, wie dies mit den textlichen Vorgaben für Außenanlagen (gärtnerisch angelegte Freiflächen mit 

Wiesen und Sträuchern) und Stellplatzflächen (Rasenkammerflächen, Baumstandorte) umgesetzt wird, 

um mögliche Erwärmungen benachbarter bestehender Bereiche zu dämpfen; für Flachdächer sind Dach-

begrünungen geeignet, das Aufzehren herantransportierter Kaltluftmassen zu mildern und wird in den 

textlichen Vorgaben mit extensiver Dachbegrünung umgesetzt. 

 

Die Stellungnahme mit Aussagen zu lokalklimatischen Verhältnissen liegt dem Bebauungsplan als Anla-

ge bei. 

 

 

9 Baugrund und Boden 

Im Plangebiet stehen überwiegend tiefgründige Pseudogley-Parabraunerden aus Lehm an, deren obere 

Horizonte meist eine schluffig-tonige Bodenart aufweisen. Im nördlichen Abschnitt finden sich mittelgrün-

dige Pseudogleye aus schwerem Lehm mit überwiegend schluffig-lehmiger Bodenart in den oberen Bo-

denhorizonten. Das Ertragspotenzial ist entsprechend mittel bis hoch, was seinen Ausdruck auch in der 

nahezu flächendeckenden Ackernutzung findet. Bei mittlerer bis hoher Feldkapazität ist das Puffervermö-

gen aufgrund der schluffigen Bodenart hoch, die Durchsickerung niedrig. 

 

Baugrundgutachten 

Laut Bodengutachten der Mull & Partner Ingenieurgesellschaft mbH, Hagen (Februar 2021) befindet sich 

das Baufeld gemäß der Geologischen Kartierung im Bereich der Büdinger Permscholle. Überlagert wird 

das Festgestein von pleistozänen Löß- und Lößlehmschichten. Hydrogeologisch ist die gegenständliche 

Fläche dem Großraum „Südwestdeutsches Grundgebirge“, dem Raum „Schwarzwald, Vorspessart und 

Odenwald“ sowie dem Teilraum „Kristalliner Vorspessart und Rotliegend der östlichen Wetterau“ zuzu-

ordnen. Die hydrogeologische Einheit liegt als Rotliegend mit Sand-, Schluff- und Tonstein sowie als 

Kluft- und Porengrundwasserleiter vor.  

Das Untersuchungsgebiet liegt in der Trinkwasserschutzzone III bzw. IIIA und in der Zone III der Heilquel-

lenschutzgebiete. In ca. 200 m südöstlicher Entfernung zum Baufeld befindet sich eine Brunnenanlage 

der Gemeinde Hammersbach. Hier wird seit 1953 Grundwasser aus den Rotliegenden Sandsteinen und 

Tonsteinen der Wetterau gefördert.  

Das Geländeniveau im Bereich der Brunnenanlage liegt bei ca. 146,1 m NHN. Gemäß Ausbau des 

Zweitbrunnen Langen-Bergheim beginnt die charakteristische Ton- und Sandstein-Wechselfolge unter-

halb der quartären Lößböden und tertiären Tone bei ca. 10,20 m u. GOK, entsprechend einem Höhenni-

veau von ca. 135,9 m HNH. Aufgrund der bestehenden Trinkwasserschutzzone ist eine GW-Fließrichtung 

nach Süd-Osten in Richtung des Brunnens anzusetzen. 

Grundsätzlich kommen im Plangebiet Ackerboden & Lösslehm (Schicht A) sowie Verwitterungslehm 

(Schicht B) vor. 

 

Die einzelnen Schichten werden wie folgt beurteilt: 

Ackerboden (A1): Ab der Geländeoberfläche stehen zunächst schwach feinsandige, schwach organische 

und z.T. tonige Schluffe an. Sie ist gekennzeichnet durch geringe Steifigkeiten und organische Anteile. 

Die Schichtmächtigkeit variiert zwischen ca. 0,5 und 1,2 m. Die Konsistenz der Böden wurde im Feld als 

weich bis steif angesprochen, was die Ergebnisse der Drucksondierungen bestätigt. Es werden Spitzen-
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drücke qc < 1 MPa erreicht. Eine genauere Untersuchung der Proben ist nicht erfolgt, da diese Boden-

schicht für die weitere Planung, wegen der zuvor genannten Eigenschaften, von geringer Bedeutung ist. 

Laut HLNUG: Boden Viewer Hessen (Web-Dienst), Stand 23.02.2021 sind die Böden im Untersuchungs-

gebiet als Pseudogley-Parabraunerden bis Parabraunerden einzustufen. Die Bodenart wird als Lehm (L) 

bis lehmigen Ton (lT) klassifiziert, bei der von einer nutzbaren Feldkapazität von durchschnittlich 17 – 12 

mm/dm auszugehen ist. Bei dem angetroffenen Boden der Schicht A1 handelt es sich um schützenswer-

ten und fruchtbaren Boden. Dieser enthält, im Gegensatz zu den tieferliegenden Bodenhorizonten einen 

hohen Anteil an Nährstoffen, organisch humoser Substanzen und Bodenlebewesen. Der Oberboden 

(Mutterboden) stellt eine wertvolle Ressource für Tiere, Pflanzen und den Wasserhaushalt dar und ist 

daher gesetzlich im § 202 des Baugesetzbuches (BauGB) geschützt. Demnach ist der Oberboden nach 

dem Aushub in einem nutzbaren Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

Die Umlagerung des Oberbodens ist nach § 12 der BBodSchV geregelt. 

Lösslehm (A2): Unterhalb des Ackerbodens stehen tonige und sandig-tonige Lehme an. Gekennzeichnet 

ist diese Schicht durch ein hohes Reibungsverhältnis Rf > 6 und geringe Spitzendrücke qc < 2,0 MPa. 

Die erreichten Spitzendrücke widersprechen der Feldansprache, in der die Bodenschicht als steif bis 

halbfest angesprochen wurde, und ist daher einer Auflockerung zuzuordnen. Die Schichtmächtigkeit vari-

iert zwischen ca. 0,5 m und 2,5 m. Ihre Schichtunterkante wurde bei ca. 0,5 bis 2,5 m u. GOK erreicht. 

Verwitterungslehm: Die Bodenschicht kann anhand der Drucksondierungen als Ton und toniger Lehm 

beschrieben werden. Auf dem Feld hingegen wurden die Bodenproben als tonig bis stark toniger Schluff 

mit teilweise feinsandigen Anteilen angesprochen. In Laborversuchen wurden anhand von Mischproben 

exemplarische Ergebnisse zur Kornverteilung, zu Zustandsgrenzen und zum Wassergehalt erzielt. Das 

Korninventar erreicht Feinkornanteile von rd. 86 % bei Tongehalten von 21 bis 32 %. Die Konsistenz 

wurde im Labor an zwei Proben überwiegend als knapp steif bis weich (Ic =0,69 bis 0,75) festgestellt. Die 

an vergleichbaren Bodenproben festgestellten Wassergehalte von wn = 21,78 bis 24,08 % lassen ebenso 

ein Überwiegen von weicher bis steifer Konsistenz erwarten. Die Konsistenzansprache auf dem Feld 

zeigt eine „weichere“ Konsistenz mit zunehmender Tiefe der Bohrungen an. Zunächst wird der Boden als 

steif bis halbfest angesprochen und anschließend als weich bis steif. 

Organoleptische Auffälligkeiten wurden an den gewonnenen Bodenproben nicht festgestellt. Der Acker-

boden (Schicht A1) weist erwartungsgemäß erhöhte Organik-Gehalte (TOC und Glühverlust) auf. Zusätz-

lich wurden leicht erhöhte Arsen-Konzentrationen festgestellt (19,2 mg/kg), die eine Zuordnung der 

Z.1.1/DK II Klasse erklären. Auch in dem darunterliegenden Lösslehm wurde ein hoher Glühverlust fest-

gestellt. Zudem ergab die Laboranalyse einen, geogen bedingt, leicht erhöhten Arsengehalt [6]. Im Au-

gust 2019 wurde zudem stichprobenhaft eine Mischprobe aus den oberen 10 cm des Ackerbodens er-

stellt und im Labor auf die Parameter des LfU Merkblattes Nr. 3.4/2 (Herbizide) untersucht. Es wurden 

keinerlei Herbizide nachgewiesen. 

 

Die Voraussetzungen für eine Versickerung im Baufeld sind innerhalb der anstehenden bindigen Böden 

i.S. der technischen Regelwerke nicht gegeben. Sofern dennoch eine Versickerung angestrebt wird, sind 

ausreichende Rückhalteräume sowie ein Notüberlauf vorzusehen. Weiterhin muss mit einer verstärkten 

Alterung gerechnet werden, die langfristig eine Reduzierung der Versickerungsleistung bewirkt. 

 

Fachbeitrag Bodenschutz 

Für den Vorentwurf des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes“ - Erweiterung West wurde am 16. März 

2021 im Auftrag des Zweckverbandes Interkommunales Gewerbegebiet Limes in Hammersbach der 

„Fachbeitrag Bodenschutz zum Gewerbegebiet „Limes“ – Erschließung des Bauabschnitts III“ durch das 

Büro für multifunktionale Umweltplanung und Beratung (UP&B, Hüttenberg) vorgelegt. 
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In diesem Fachbeitrag wurde anhand der vom Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geo-

logie 2018 herausgegebenen Schrift „Kompensation des Schutzguts Boden in der Bauleitplanung nach 

BauGB − Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und 

Rheinland-Pfalz“ der Kompensationsbedarf auf Grundlage des Vorentwurfs zum Bebauungsplan mit 

Stand 15.03.2021 ermittelt. Im Laufe des weiteren Verfahrens hat sich die Planung für das Sondergebiet 

weiter konkretisiert. In einer Ergänzung des Fachbeitrags Bodenschutz8 wird der aktuelle Planstand be-

rücksichtigt und darauf eingegangen, wie mit dem errechneten Kompensationsbedarf umgegangen wer-

den soll. 

Eine adäquate Kompensation des Schutzgutes Boden ist in dieser Größenordnung nur schwer umzuset-

zen. Um einen Ausgleich über Entsiegelung zu schaffen, wurde im Zuge des Bauleitplanverfahrens nach 

entsprechenden Flächen gesucht. Es konnten jedoch keine geeigneten Entsiegelungsflächen gefunden 

werden. 

Zwar tragen sowohl die als naturschutzrechtlicher Ausgleich geplante Aufforstung als auch die produkti-

onsintegrierten Kompensationsmaßnahmen auf landwirtschaftlichen Flächen als schutzgutübergreifende 

Ausgleichsmaßnahme auch zum Schutz des Bodens bei, das errechnete Defizit soll dennoch vollumfäng-

lich in Biotopwertpunkte umgerechnet und im Rahmen einer Gesamtbilanzierung des Eingriffs ausgegli-

chen werden (vgl. Umweltbericht, IBU Juli/2021). 

Nach Vorgabe des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Klima, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

(HMUKLV) können nach Aussage der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Wetterau die Bo-

denwerteinheiten (BWE) mit der folgenden Formel in Biotopwertpunkte (BWP) umgerechnet werden, um 

einen externen Ausgleich zu erbringen: BWE pro ha/15*3 = BWP/m². 

 

Gemäß dieser Berechnungsformel ist aufgrund des Eingriffs in das Schutzgut Boden ein Kompensations-

defizit von zusätzlich 164.112 Biotopwertpunkten auszugleichen. 

 

Die Ergänzung des Fachbeitrags Bodenschutz liegt dem Bebauungsplan ebenfalls als Anlage bei. 

 

 

10 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz  

Die folgenden Ausführungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss über die Berücksichti-

gung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens. 

 

10.1 Überschwemmungsgebiet / Überschwemmungsgefährdete Gebiete 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt weder in einem Überschwemmungsgebiet 

noch in einem überschwemmungsgefährdeten Gebiet. 

 

10.2 Wasserversorgung / Grundwasserschutz 

Die Wasserversorgung erfolgt durch Anschluss an das im Zuge der Erschließung des Gewerbegebiets 

Limes erstellte Leitungsnetz. Das Trinkwasser für das derzeit im Bau befindliche interkommunale Gewer-

begebiet Limes wird von der Gemeinde Limeshain bezogen. Hierzu wurde ein Wasserliefervertrag mit 

einer Höchstgrenze von 30.000 m³ pro Jahr geschlossen. Es ist vorgesehen, das Gewerbegebiet zu er-

 
8 Ergänzung Fachbeitrag Bodenschutz, IBU, Dr. Theresa Rühl, Staufenberg vom 05.07.2021  
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weitern. In einer ersten Ausbaustufe soll die Fläche zwischen dem derzeitigen Gebiet und der Autobahn 

A45 bebaut werden (Erweiterung-West), in einer zweiten Ausbaustufe eine Osterweiterung nachfolgen. 

Es wurde parallel zum Aufstellungsverfahren geprüft, wie die Wasserversorgung der Gemeinde Li-

meshain einschließlich des interkommunalen Gewerbegebietes Limes langfristig sichergestellt werden 

kann9. Die Versorgung wird derzeit gewährleistet durch den Tiefbrunnen I in Limeshain, Ortsteil Rommel-

hausen und den Tiefbrunnen IV im Ortsteil Himbach. Die Tiefbrunnen II im Ortsteil Hainchen und III nord-

östlich von Himbach, werden nicht mehr genutzt. Zusätzlich wird Trinkwasser bezogen über eine Druck-

leitung DN 150 aus Richtung Altenstadt sowie eine Druckleitung DN 100 vom Tiefbrunnen Krebsbachtal 

in Büdingen. 

 

Für die Ermittlung des Wasserbedarfs des Gewerbegebiets wird in der Berechnung von Häfner-Oefner 

Ingenieurgesellschaft überschlägig von einem Tagesverbrauch von 25 l pro Arbeitsplatz und Tag ausge-

gangen. Die tatsächlichen Werte liegen mit rd. 19,9 l pro Arbeitsplatz und Tag noch darunter. 

Für das Gewerbegebiet werden in der bestehenden Ausbaustufe (2021) rd. 12.100 m³/a benötigt (vgl. 

Tabelle Ziffer 10.2.1). Mit der Erweiterung-West rd. 16.681 m³/a und mit der hier noch nicht in Rede ste-

henden Erweiterung Ost rd. 24.446 m³/a.  

Die in der Begründung zum Vorentwurf auf der Seite 44 „Deckungsbedarf“ aufgeführten Zahlen stellen 

den Gesamtwasserbedarf der Gemeinde Limeshain einschließlich des Gewerbegebiets dar.  

 

Der für die Erweiterung-West berechnete Wasserbedarf liegt einschließlich des Wasserbedarfs für 

den Bestand bei rd. 16.681 m³/a deutlich unter der vereinbarten Maximalmenge von 30.000 m³/a. 

 

Die Gemeinde Limeshain, kann dem Zweckverband die vereinbarte Wassermenge zur Verfügung stellen. 

 

Die Erschließung des Gebietes kann durch geeignete Maßnahmen gesichert werden. Weitergehende 

Details werden im Zuge der Ver- und Entsorgungsplanung mit den zuständigen Behörden abgestimmt. 

 

10.2.1 Bedarfsermittlung 

Der derzeitige mittlere Wasserverbrauch des Gewerbegebietes „Limes“ beträgt 9,4 m³ pro Arbeitstag (bei 

ca. 300 Arbeitstagen pro Jahr). Seit Januar 2020 gibt es ca. 501 Arbeitsplätze, wovon ca. 31 Arbeitsplät-

ze im Außendienst sind. Für den Wasserverbrauch werden 470 Arbeitsplätze angesetzt. Der mittlere 

Tagesverbrauch pro Arbeitsplatz beträgt somit 19,9 l.  

Für die Berechnung des Wasserbedarfs des Gewerbegebiets wird von einem Tagesverbrauch von 25 l 

pro Arbeitsplatz und Tag ausgegangen. 

 

 

 

 

 
9 Zweckverband Gewerbegebiet Limes, Wasserbedarf und Möglichkeiten der Deckung, Planungsgemeinschaft Häf-

ner-Oefner Ingenieurgesellschaft mbH, Langenselbold, Stand: 05.10.2020 
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Die untenstehende Tabelle zeigt den Wasserbedarf von Limeshain einschl. des Gewerbegebiets in den 

verschiedenen Ausbaustufen10. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der für die Erweiterung-West berechnete Wasserbedarf liegt mit den o.g. 16.681 m³/a deutlich un-

ter der vereinbarten Maximalmenge von 30.000 m³/a. 

 

10.2.2 Deckungsnachweis 

Nach DVGW-Arbeitsblatt W 405 ist die Bereitstellung von Löschwasser abhängig von der Zahl der Voll-

geschosse, GFZ und der Gefahr der Brandausbreitung. Ein Bebauungsplan für die Erweiterungsgebiete 

ist im Aufstellungsverfahren. Es ist davon auszugehen, dass Gebäude mit > 1 Vollgeschoss möglich sind. 

Weiterhin wird davon ausgegangen, dass überwiegend feuerbeständige, hochfeuerhemmende oder feu-

erhemmende Umfassungen sowie harte Bedachungen errichtet werden. Hieraus ergibt sich ein Lösch-

wasserbedarf von 96 m³/h (über 2 Stunden). 

Aus dem Hochbehälter Himbach wird derzeit eine Menge von 48 m³/h über 2 Stunden zur Verfügung 

gestellt. Zusätzliche Bedarfsmengen werden im derzeitigen Gewerbegebiet durch Löschwasserspeicher 

vorgehalten. Auch in den Erweiterungsgebieten werden hierfür Löschwasserspeicher erforderlich werden. 

 

Der erforderliche Grundschutz wird durch den Zweckverband bereitgestellt. Der jeweils erforderliche 

Mehrbedarf ist durch den Vorhabenträger herzustellen.  

Im Bereich des Sondergebiets wird die erforderliche Löschwassermenge z.B. in Sprinklertanks gesam-

melt und bereitgehalten. 

 

10.2.3 Technische Anlagen 

Es wird zum gegenwärtigen Planstand angenommen, dass die vorhandenen technischen Anlagen zur 

Trinkwasserversorgung ausreichend sind, bzw. entsprechend hergestellt werden können. Die Erschlie-

ßung des Gebietes wird durch geeignete Maßnahmen gesichert. Weitergehende Details werden im Zuge 

der Ver- und Entsorgungsplanung mit den zuständigen Behörden abgestimmt  

 

 
10 Zweckverband Gewerbegebiet Limes, Wasserbedarf und Möglichkeiten der Deckung, Planungsgemeinschaft Häf-

ner-Oefner Ingenieurgesellschaft mbH, Stand: 05.10.2020 
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10.2.4 Schutz des Grundwassers 

Gemäß § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sind nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften 

zu vermeiden. Das Grundwasser darf demnach durch die im Rahmen der Bauleitplanung geplante Maß-

nahme qualitativ und quantitativ nicht beeinträchtigt werden.  

Fließgewässer sind im betroffenen Bereich nicht entwickelt. Im Hinblick auf den Grundwasserschutz und 

den Wasserhaushalt ist das Konfliktpotenzial als mäßig hoch einzustufen. Die geringe Durchlässigkeit der 

tiefgründigen Böden lässt jedoch eine Gefährdung der Trink- und Heilwasservorkommen weitgehend 

ausschließen. Mit Blick auf die Grundwasserneubildung ist in der weiteren Planung zu berücksichtigen, 

dass im Gebiet anfallendes Niederschlagswasser – soweit möglich - grundsätzlich auch dort zur Versi-

ckerung kommt. Zum gegenwärtigen Planstand gibt es keinen Anhaltspunkt dafür, dass die Planung das 

Grundwasser beeinträchtigt. 

 

Parallel zum Aufstellungsverfahren wurden zudem die folgenden Fragestellungen im Rahmen eines hyd-

rogeologischen Fachbeitrags bearbeitet11: 

1. Handelt es sich bei dem Wasseraustritt in der ausgewiesenen Fläche für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft um einen Quellaustritt 

oder um Drainagewasser? 

Hierzu werden Wasserproben aus dem Quellbereich sowie aus den bestehenden Grundwasser-

messstellen entnommen und dem chemischen Labor zur Analyse erstellt. Analysiert werden u.a. 

die Hauptkat- und anionen zur Typisierung des Grundwassers. Die Gegenüberstellung der Ana-

lyseergebnisse dient der Beurteilung, ob es sich bei dem Wasseraustritt tatsächlich um Quell-

wasser und damit Grundwasser handelt, oder ob es Fremdwässer bzw. Fremdwasserbeimen-

gungen sind. 

2. Beurteilung der Auswirkungen des geplanten Bauvorhabens hinsichtlich der Wasserhaushaltsbi-

lanz 

Zur Feststellung und Bewertung der Auswirkungen des Bauvorhabens auf den Wasserhaushalt 

kann dieser für das Bebauungsgebiet mittels eines kleinen Grundwassermodells berechnet wer-

den und die Abweichung zum potentiell natürlichen Wasserhaushalt ermittelt werden. Hierbei fin-

den Kenndaten wie die Größe des Einzugsgebietes, Art der Flächenversiegelung, Nieder-

schlagsmengen, Evapotranspiration etc. Beachtung. Alternativ kann geprüft werden, ob auf die 

Erstellung eines solchen GW-Modells verzichtet werden kann, falls eine vollständige Versicke-

rung der Niederschlagswässer angestrebt wird und somit eine gleichbleibende Wasserbilanz er-

zielt wird. Eine Dimensionierung der Versickerungsanlage seitens des Bauherrn ist hierfür jedoch 

zwingend erforderlich. 

3. Erarbeitung einer hydrogeologischen Stellungnahme hinsichtlich der geplanten Bodenumlage-

rungen und Bodenverbesserungsmaßnahme (analog zu BA I und BA II) 

Gemäß § 3 der Verordnung zum Schutz der Trinkwassergewinnungsanlage der Gemeinde 

Hammerbach, Langen-Bergheim, Main-Kinzig-Kreis vom 14.12.1976 (BGBl. I S. 3341) ist die Er-

richtung von Anlagen zum Lagern, zum Umschlagen und Vertreiben von wassergefährdenden 

Stoffen in der Zone III verboten. Des Weiteren dürfen nach der Verordnung über Anlagen zum 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) in Trinkwasserschutzgebieten (§ 49 AwSV) 

Anlagen der Gefährdungsstufe D und unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufe C und D in-

nerhalb der Zone III nicht errichtet werden. 

 
11 M&P Ingenieurgesellschaft, Hagen 
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Da auch in diesem Bauabschnitt (analog zu den BA I und II) umfangreiche Bodenumlagerungen 

sowie Bodenverbesserungsmaßnahmen geplant sind, muss auch hier ebenfalls eine Befreiung 

von den o.g. Verboten nach § 3 Nr. 1g) der Verordnung zum Schutz der Trinkwassergewin-

nungsanlage der Gemeinde Hammersbach nach § 52 WHG beantragt werden. 

Zur Erlangung dieser Befreiung ist dem Antrag eine hydrogeologische Stellungnahme beizufü-

gen, welche die Geländemodellierung und den sensiblen Eingriff in den Boden im Bereich der 

Trinkwasserschutzzone III beschreibt. Die Thematik wird im parallel zum Aufstellungsverfahren 

eingeholten Wasserrechtlichen Fachbeitrag erörtert. 

 

Die Ergebnisse der Untersuchungen werden von den Gutachtern im Hydrogeologischen Fachbeitrag 

wie zusammengefasst sowie Empfehlungen formuliert: 

 Schutzgut Oberboden: 

Der Oberboden (Mutterboden) im B-Plangebiet stellt eine wertvolle Ressource für Tiere, Pflanzen 

und den Wasserhaushalt dar und ist daher gesetzlich im § 202 des Baugesetzbuches (BauGB) ge-

schützt. Demnach ist der Oberboden nach dem Aushub in einem nutzbaren Zustand zu erhalten 

und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Einen Eingriff in den Boden schließt das 

BBodSchV nicht aus. Die Umlagerung des Oberbodens ist nach § 12 der BBodSchV geregelt. 

Wir empfehlen eine bodenkundliche Baubegleitung durch einen nach dem BVB (Bundesverband 

Boden) zertifizierte Fachkraft während der geplanten Baumaßnahmen durchführen zu lassen, um 

die Auflagen aus der BBodSchG § 12 fachgerecht umsetzen zu lassen. 

 

 Versickerungsfähigkeit der Böden: 

Die Voraussetzungen für eine Versickerung im Baufeld sind innerhalb der anstehenden bindigen 

Böden i.S. der technischen Regelwerke nicht gegeben. Sofern dennoch eine Versickerung ange-

strebt wird, sind ausreichende Rückhalteräume sowie ein Notüberlauf bei der Planung vorzusehen. 

 

 Quellgebiet: 

Im Vergleich zu den vorhandenen Rohwasser-Analysen aus dem Wasserwerk zeigt das Quellwas-

ser eine leicht abweichende Mineralisation, was den Schluss zulässt, dass es sich nicht um Was-

ser aus dem unteren Grundwasserstockwerk, welches im Wasserwerk gefördert wird, handelt. Die 

geringere Mineralisation des Wassers deutet auf ein oberflächennah gebildetes Schichtenwasser-

vorkommen hin. 

 

 Wasserhaushaltsbilanz / Schutzgut Grundwasser: 

Maßnahmen zur Förderung der Verdunstung innerhalb des Plangebietes sollten im B-Plan-

Verfahren abgestimmt und berücksichtigt werden. Hierzu bieten sich die im vorgehenden Kapitel 

5.2.6 [des Gutachtens] aufgeführten Maßnahmemöglichkeiten an. Teildurchlässige Flächenbeläge 

(z.B. Poren- und Sickersteine, Schotterrasen, Kies, Rasengittersteine) sollten im B-Plan-Verfahren 

dennoch abgestimmt und berücksichtigt werden. 

 

Die Empfehlungen wurden im Umweltbericht berücksichtigt und haben soweit möglich Eingang in die 

Textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan gefunden. 

 

Der Hydrogeologische Fachbeitrag von M & P liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei.  
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Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie 

Nach der Rechtsprechung von EuGH und BVerwG, jeweils Urteile zum Verschlechterungsverbot von 

Gewässerkörpern, darf ein Vorhaben nur dann zugelassen werden, wenn es mit den Bewirtschaftungs-

zielen der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) vereinbar ist. Insofern ist darzu-

stellen, dass das Vorhaben mit den Bewirtschaftungszielen der EU-WRRL vereinbar ist, damit dies von 

der genehmigenden Behörde geprüft werden kann. Daher ist für die Genehmigung des Vorhabens ein 

Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie (FB WRRL) zu erarbeiten. Mit dem vorliegenden Fachbeitrag 

zur Wasserrahmenrichtlinie erfolgt eben eine Prüfung dahingehend, ob das geplante Vorhaben mit den 

Zielen der Wasserrahmenrichtlinie bzw. den daraus abgeleiteten Bewirtschaftungszielen für betroffene 

Wasserkörper gemäß Wasserhaushaltsgesetz (Verschlechterungsverbot. Zielerreichungsgebot) verein-

bar ist. 

 

Die Gutachter fassen die Ergebnisse des Fachbeitrags Wasserrahmenrichtlinie wie folgt zusammen12: 

Das betrachtete Planungsvorhaben Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West führt nicht zu einer Ver-

schlechterung einer der nach WRRL relevanten Qualitätskomponenten von Oberflächen – und Grund-

wasserkörpern bzw. es werden – auch aufgrund der Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet und 

der damit verbundenen Auflagen – alle praktisch geeigneten Maßnahmen ergriffen, um negative Aus-

wirkungen auf den Gewässerzustand zu vermindern. 

Die potenziellen Belastungen insbesondere der Oberflächenwasserkörper sind im Wesentlichen auf mit-

telbare Beeinträchtigen durch Einträge verkehrsflächentypischer Stoffe gegeben. Das Ausmaß dieser 

Einträge durch die geplanten technischen Entwässerungs- und Wasserbehandlungsmaßnahmen so 

weit minimiert, dass eine Verschlechterung einer oder mehrerer Qualitätskomponenten weitgehend 

ausgeschlossen werden kann. 

 

Abschließend ist festzustellen, dass das geplante Vorhaben dem Verbesserungsgebot gemäß WRRL 

nicht entgegensteht. Für die betroffenen Oberflächen- und Grundwasserkörper werden die Zielerrei-

chung und Maßnahmen des Bewirtschaftungsplans gemäß §27 WHG durch das geplante Vorhaben 

nicht gefährdet. 

 

Der Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie von M & P liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei.  

 

10.2.5 Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet 

Trinkwasserschutzgebiet: Das Gebiet befindet sich in der Zone III des Trinkwasserschutzgebietes für die 

Wassergewinnungsanalagen der Gemeinden Hammersbach, Brunnen Langen-Bergheim (WSG-ID 435-

059). Die näheren Regelungen zu dem Wasserschutzgebiet finden sich in der Schutzgebietsverordnung 

des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 09.05.1979 (StAnz. 23/1979, S. 1202). Bei Einhaltung der für 

das Schutzgebiet geltenden Verbote der Festsetzungsverordnung bestehen aus hydrogeologischer Sicht 

keine Bedenken. (vgl. auch die Ausführungen unter der Überschrift Hydrogeologisches Gutachten und 

Schutz des Grundwassers) 

 

Heilquellenschutzgebiet: Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in der Schutzzone 

des qualitativen Heilquellenschutzgebietes „Oberhessischer Heilquellenschutzbezirk“.  

 
12 Bebauungsplan Gewerbegebiet Limes-Erweiterung West, Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie, M & P Ingeni-

eurgesellschaft mbH, 58097 Hagen 
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Bei der späteren Umsetzung wäre lt. Schutzgebietsverordnung zu beachten, dass Eingriffe in den Boden 

von mehr als 60 m Tiefe genehmigungspflichtig wären. Das ist vorliegend indes nicht geplant. 

 

10.2.6 Verminderung der Grundwasserneubildung 

Von Bedeutung im Hinblick auf die langfristige Trinkwassersicherung ist die mit der Versiegelung infolge 

der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate. Jede Inan-

spruchnahme von Bodenfläche für eine bauliche Nutzung begründet einen Eingriff in die natürlichen Bo-

denfunktionen, da insbesondere die Speicherfähigkeit sowie Filter- und Pufferfunktionen beeinträchtigt 

werden können. Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung 

von zu befestigenden Flächen einzuschränken (z.B. wasserdurchlässige Befestigung von Gehwegen und 

PKW-Stellplätzen sowie Bepflanzungen und großflächige Dachbegrünungen). Die Bodenverhältnisse 

lassen eine Versickerung jedoch nur sehr eingeschränkt zu (vgl. Ziffer 10.2.7) 

 

10.2.7 Versickerung von Niederschlagswasser 

Die Versickerung von Niederschlag ist im Rahmen der Bauleitplanung zu prüfen. Die Stellungnahme 

Grundlagenermittlung Boden der M & P Ingenieurgesellschaft (26.02.2021) trifft hierzu folgende Aussa-

gen:  

Im benachbarten BA II wurden im Rahmen der Erdarbeiten (Austausch der aufgeweichten Böden zwi-

schen 155,2 und 152,0 m NHN) drei Proben für geotechnische Laboruntersuchungen entnommen. Die 

Bodenproben wurden hinsichtlich ihrer Kornverteilung und Konsistenz sowie ihrer Wasserdurchlässig-

keit untersucht. Granulometrisch wurden dabei schwach tonige und schluffige Sande bzw. schwach 

tonige bis tonige und schwach bis stark sandige Schluffe festgestellt. Die exemplarische Bestimmung 

der Konsistenz der bindigen Böden im Labor ergab sehr weiche (fast breiige) bis weiche Konsistenzen 

bei Wassergehalten zwischen 22,1 und 25,8 %. 

Die mittels der Proben ermittelten Wasserdurchlässigkeiten liegen zwischen kf =1,4 x 10-8 und kf =1,8 x 

10-9. Die Böden sind demnach als sehr schwach durchlässig zu bewerten. 

Gemäß Arbeitsblatt DWA – A 138 sind Böden für eine Versickerung von Niederschlagswasser als ge-

eignet anzusehen, die eine Wasserdurchlässigkeit zwischen kf = 1 x 10-3 m/s und kf = 1 x 10-6 m/s 

aufweisen. Weiterhin ist zu beachten, dass die Sohlen der Versickerungsanlagen grundsätzlich mindes-

tens 1 m über dem mittleren höchsten Grundwasserstand (MHGW) liegen sollten und ausreichende Ab-

standsmaße zu Bauwerken und Nachbargrundstücken aufweisen (i.d.R > 6 m). 

Die Voraussetzungen für eine Versickerung im Baufeld sind demnach innerhalb der anstehenden bindi-

gen Böden i.S. der technischen Regelwerke nicht gegeben. Sofern dennoch eine Versickerung ange-

strebt wird, sind ausreichende Rückhalteräume sowie ein Notüberlauf vorzusehen. Weiterhin muss mit 

einer verstärkten Alterung gerechnet werden, die langfristig eine Reduzierung der Versickerungsleis-

tung bewirkt.“ 

 

10.2.8 Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden 

Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind im Rahmen der Bauleitplanung 

grundsätzlich die minimalen und maximalen Grundwasserflurabstände zu berücksichtigen. Die Grund-

wasserstände liegen im Plangebiet gemessen: Die Mindest-Flurabstände variieren dabei zwischen ca. 

4,1 m und 5,0 m im höher gelegenen, nordwestlichen Bereich (GOK ca. 157,5 – 158,9 m NHN) bzw. ca. 

4,6 m und 4,8 m im tieferliegenden südöstlichen Bereich der Fläche (GOK ca. 153,7 – 154,3 m NHN). 

(vgl. Ziffer 10.2.10, zu den Ergebnissen des Bodengutachtens M & P) 
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10.2.9 Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplans 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht im Einflussbereich eines Grundwasser-

bewirtschaftungsplanes. 

 

10.2.10 Bemessungsgrundwasserstände, Hydrogeologisches Gutachten 

Für die geplante Erschließung des 3. Bauabschnitts der „Erweiterung-West“ des „Gewerbegebiets Limes“ 

wurde eine Grundlagenermittlung Hydrogeologie durchgeführt (Mull & Partner Ingenieurgesellschaft mbH, 

58097 Hagen vom 29.05.2020). Die Gutachter fassen die Ergebnisse wie folgt zusammen: 

Im Rahmen der vorlaufenden Baugrunderkundungen wurden im Hinblick auf die Betrachtung der Hyd-

rogeologie in allen drei Baufeldern nur lokale Grund-/ Schichtwasserspiegel im offenen Bohrloch festge-

stellt. Die in BA II errichteten Grundwassermessstellen zeigten dagegen im Beobachtungszeitraum Sep-

tember 2018 bis Januar 2019 durchgehend eine Wasserspiegeloberfläche zwischen ca. 148,0 – 149,7 

m NHN im südöstlichen Teil und ca. 152,6 - 153,9 m NHN im nordwestlichen Teil der Fläche an. Die 

Mindest-Flurabstände variieren dabei zwischen ca. 4,1 m und 5,0 m im höher gelegenen, nordwestli-

chen Bereich (GOK ca. 157,5 – 158,9 m NHN) bzw. ca. 4,6 m und 4,8 m im tieferliegenden südöstlichen 

Bereich der Fläche (GOK ca. 153,7 – 154,3 m NHN). 

 

Aufgrund der insgesamt geringen Durchlässigkeiten stellen sich messbare Schichtwasserstände in Boh-

rungen oder Schürfen i.d.R. erst nach einiger Standzeit (Stunden-Zeithorizont) ein. Dementsprechend 

kommt es in Einzelmessungen im offenen Bohrloch oftmals noch zu keinem messbaren Wassereinstau. 

Eine zutreffendere Erkenntnis ergibt sich daher aus den Bauerfahrungen und den errichteten Hilfspe-

geln. 

Wie auch die Kornverteilungen in BA II zeigen, variieren die Sandanteile innerhalb der Löss- und Ver-

witterungslehme selbst kleinräumig deutlich zwischen ca. 15 und 65 %. Das festgestellte Schichten-

wasser ist demnach an lokale Sandlinsen gebunden, welche von weniger durchlässigem Boden umge-

ben sind. 

Ein durchgehender Grundwasserspiegel bzw. ein als solcher durchgehend ausgeprägter Grundwasser-

leiter wurde in den quartären und tertiären Lockerböden bisher in keiner der Baugrunduntersuchungen 

für die BA I bis BA III angetroffen. 

 

Die Fläche des BA III wurde bisher ausschließlich landwirtschaftlich genutzt. Die zur Bewirtschaftung 

genutzten Böden wurden bisher auf die Parameter der LAGA TR Boden sowie stichprobenhaft auf Her-

bizide untersucht und im Zuge dessen für unauffällig befunden. Gleiches gilt für die darunter folgenden 

Lösslehme. 

 

10.2.11 Barrierewirkung von Bauwerken im Grundwasser 

Durch den Vollzug des Bebauungsplans ist kein wesentlicher Eingriff in den Grundwasserkörper zu er-

warten. Der Grundwasserkörper liegt gem. Ausbauprofil deutlich (z.T. rd. 10m) unter GOK (Geländeober-

kante). Selbst nach der Gründung, die im Bereich des Sondergebiets voraussichtlich mittels Rüttelstopf-

säulen erfolgen soll, verbleibt bis zum unteren Grundwasserstockwerk eine Gesamtüberdeckung von 

mindestens 7,00 m. Auch hier ist ein wesentlicher Eingriff in die Deckschichten des Grundgebirges nicht 

zu besorgen13.  

 
13 M & P, Hydrogeologische Stellungnahme zum Bauantrag. 
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10.2.12 Einbringen von Stoffen in das Grundwasser 

Da sich die Maßnahmen und Baumaterialien auf die Verlegung von Leitungen beschränken wird davon 

ausgegangen, dass sich diese Baustoffe nicht nachhaltig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirken 

werden. In Bezug auf das Grundwasser sind aufgrund der geringen Verschmutzungsempfindlichkeit und 

Grundwasserergiebigkeit geringe Eingriffswirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

 

10.3 Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

10.3.1 Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans befinden sich keine Gewässer oder 

Gewässerrandstreifen. 

 

10.3.2 Darstellung oberirdischer Gewässer und Entwässerungsgräben 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans befinden sich keine Gewässer oder 

Entwässerungsgräben. Ausgenommen hiervon sind die Straßenseitengräben entlang der L 3195; diese 

werden jedoch bei der Planung der Erschließung des Gebiets entsprechend berücksichtigt.  

 

10.3.3 Sicherung der Gewässer und der Gewässerrandstreifen 

Gewässer und Gewässerrandstreifen werden weder durch die Planung noch durch die Kompensation 

des durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffs berührt. Der Krebsbach liegt in rd. 300 m Entfer-

nung südlich des räumlichen Geltungsbereichs. Für die gedrosselte Einleitung des anfallenden Nieder-

schlagswassers in den Krebsbach wird ein Einleiteantrag an die Untere Wasserbehörde des Main-Kinzig-

Kreises gestellt. Im Vorlauf hierzu wird im Auftrag des Zweckverbandes ein hydraulischer Leistungsfähig-

keitsnachweis des Krebsbaches durchgeführt, auf dessen Grundlage dann die gedrosselte Einleitmenge 

festgesetzt wird. Gemäß dem Nachweis der hydraulischen Leistungsfähigkeit des Krebsbaches (Ingeni-

eurbüro Falkenhahn, Stand 17.08.21) führt die Einleitung des Niederschlagswassers aus dem Gewerbe-

gebiet Limes aufgrund der Abflussbegrenzung zu keiner Abflussverschärfung der vorhandenen Abflüsse. 

 

10.3.4 Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer 

s.o. 

 

10.4 Abwasserbeseitigung 

10.4.1 Gesicherte Erschließung 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden der sachgerechte Umgang mit Abwasser und die Be-

lange des Umweltschutzes berücksichtigt (§ 1 Abs. 6 BauGB). Auf die entsprechenden Ausführungen in 

Kapitel 6 und 10 dieser Begründung sowie im Umweltbericht wird verwiesen. Darüber hinaus wird parallel 

zum Aufstellungsverfahren eine Ver- und Entsorgungsplanung durchgeführt und mit den zuständigen 

Behörden abgestimmt, so dass davon ausgegangen werden muss, dass die hier angesprochenen Belan-

ge in ausreichendem Maße Berücksichtigung finden. 

 

10.4.2 Anforderung an die Abwasserbeseitigung 

Eine geordnete Abwasserbeseitigung ist in der Regel dann gegeben, wenn 

- der Anschluss an ein zentrales Kanalisationsnetz möglich ist und das anfallende Abwasser in ei-

ner öffentlichen Kläranlage gereinigt werden kann 
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- Die Abwasseranlagen den jeweils maßgeblichen Regeln der Technik entsprechen 

- Beim Einleiten des Abwassers in ein Gewässer die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so 

gering gehalten wird, wie es nach dem Stand der Technik möglich ist und 

- In neuen Baugebieten Niederschlagswasser ortsnah versickert oder im Trennsystem abgeleitet 

wird 

 

Der vorliegende Bebauungsplan berücksichtigt die vorgenannten Kriterien wie folgt: 

10.4.2.1 Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen 

Die durch die Bauleitplanung hinzukommenden Abwassermengen und –frachten sind zu ermitteln. Es ist 

nachzuweisen, dass die bestehenden Abwasseranlagen (Kläranlagen, Mischwasserentlastungsanlagen, 

Niederschlagswassereinleitungen und -versickerungsanlagen, Kanalisation) ausreichend bemessen sind 

bzw. ist darzulegen, welche Neubauten, Erweiterungen und Ergänzungen der Abwasseranlagen erforder-

lich und bis zur Nutzung des Baugebietes oder zu einem bestimmten späteren Zeitpunkt fertig zu stellen 

sind (§ 60 WHG). Bezogen auf den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ bedeutet 

das: 

 

Regenwasserableitung: Die Ableitung des im 3. BA anfallenden Regenwassers ist aufgrund der beste-

henden Topografie und der anstehenden Bodenverhältnisse über das bereits bestehende Kanalnetz nicht 

wirtschaftlich umsetzbar. Es wurde daher entschieden, das Regenwasser über einen separat verlegten 

Regenwasserkanal in Richtung Krebsbach abzuleiten. Der geplante Regenwasserkanal quert künftig die 

L 3195 im Bereich der AS A 45 Richtung A 66 und verläuft anschließend in südlicher Richtung in einer 

bereits bestehenden Wegeparzelle. Aufgrund der anstehenden Topografie (unzureichende Überdeckung 

des Kanals) wird der Regenwasserkanal rd. 50m vor Einleitung in den Krebsbach in einen neu herzustel-

lenden Graben eingeleitet. 

 

Nach der fachlichen Stellungnahme zur Beurteilung der geplanten Regenwassereinleitung der Ge-

bietserweiterung West in den Krebsbach von imb Plan (Juni 2021) ist für die Ableitung des anfallenden 

Regenwassers auf dem Gelände der Gebietserweiterung West in den Krebsbach ist die Einholung einer 

Einleiteerlaubnis bei der Unteren Wasserbehörde des Main-Kinzig-Kreises erforderlich.  

Für die Einleiteerlaubnis werden unter anderem der Nachweis der hydraulischen Leistungsfähigkeit des 

benutzten Gewässers sowie Angaben zur Einrichtung von Puffereinrichtungen und Anlagen zur Behand-

lung des Niederschlagswassers erforderlich.  

Für den Nachweis der hydraulischen Leistungsfähigkeit wurde bereits das Fachbüro Falkenhahn & Part-

ner GmbH aus Fulda beauftragt. Die Ergebnisse des hydraulischen Nachweises lagen zum Zeitpunkt der 

Entwurfs-Offenlage aufgrund der zeitaufwendigen Beschaffung der Berechnungsgrundlagen bei der 

HLNUG noch nicht vor. 

Daraufhin wurde entschieden, vorab eine Worstcase-Betrachtung durchzuführen, in dem man den ge-

planten Niederschlagsabfluss in den Krebsbach so weit reduziert, dass dieser keinen Einfluss auf die 

Gewässerhydraulik des Krebsbaches hat.  

Dies ist der Fall, wenn der geplante Abfluss dem natürlichen Oberflächenabfluss einer unversiegelten 

Fläche entspricht. Dieses Niederschlagswasser würde unabhängig der geplanten Bebauung sowieso 

dem Krebsbach zugeführt werden. 
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Der natürliche Oberflächenabfluss kann erfahrungsgemäß zwischen 2 – 10 l/s*ha liegen und ist stark 

abhängig von den örtlichen Begebenheiten. Der exakte Wert des Oberflächenabflusses ist bereits bei den 

zuständigen Fachbehörden angefragt worden. 

Bei der weiteren Betrachtung wurde deshalb vorerst der ungünstigste anzunehmende Oberflächenabfluss 

von 2 l/s*ha angesetzt. Entsprechend dem noch zu erstellenden Gutachten wird für den Einleiteantrag 

der ermittelte, unversiegelte Abfluss in Ansatz gebracht. 

 

Schmutzwasser: Die Fläche des Interkommunalen Gewerbegebiets ist überwiegend (d.h. bis auf das 

obere Drittel der als Gewerbegebiet festgesetzten Fläche) bereits in der SMUSI enthalten. Zur Ableitung 

des anfallenden Schmutzwassers besteht im Bereich des Kreisverkehrsplatzes (Schacht SW 19.2) eine 

Anschlussmöglichkeit an das bereits bestehende Kanalnetz. Aufgrund der ungünstigen Höhenlage erfolgt 

der Anschluss mittels einer Druckleitung (geringe Verlegetiefe). Die Herstellung und der Betrieb des 

Pumpenschachtes erfolgt durch den Investor. Der vorhandene Sammler (DN 600) hat nach Aussage der 

Gemeinde, bzw. des beauftragten Planungsbüros (IB Müller, Schöneck) noch genügend Reserven. 

Die o.g. Angaben gelten vorbehaltlich der noch ausstehenden Zustimmung/ Genehmigung der Unteren 

Wasserbehörde des Main-Kinzig-Kreises. 

 

10.4.2.2 Reduzieren der Abwassermenge 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden 

Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von 

Gehwegen, Stellplätzen und Hofflächen. Die Festsetzung gilt nicht für Fahr-spuren, Aufstellbereiche, 

Anlieferungszonen und Feuerwehrumfahrten. (vgl. auch Ziffer 3.5) 

10.4.2.3 Versickerung des Niederschlagswassers 

Im Zusammenhang mit der Abwasserentsorgung kann auf die in § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgeset-

zes (WHG) enthaltene bundesrechtliche Regelung verwiesen werden: 

§ 55 Abs. 2 WHG: Grundsätze der Abwasserbeseitigung 

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermi-

schung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 

sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Das Hessische Wassergesetz (HWG) wurde zudem bereits an Inhalt und Systematik des im Jahr 2010 

geänderten Wasserhaushaltsgesetzes angepasst und am 14.12.2010 vom Landtag beschlossen, sodass 

nach der erfolgten Anpassung des Landesrechts nachfolgend auch die maßgebliche Vorschrift des HWG 

aufgeführt werden soll: 

§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasserbeseitigung 

Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, 

wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.  

Sowohl § 55 Abs. 2 WHG als auch § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG stellen zunächst unmittelbar geltendes Recht 

dar, wobei der Begriff „soll“ dahingehend verstanden wird, dass nur bei nachweislich zu erwartenden 

Schwierigkeiten, d.h. bei atypischen Sonderfällen, von dem Vollzug Abstand genommen werden darf. 
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Die Voraussetzungen für eine Versickerung im Baufeld sind innerhalb der anstehenden bindigen 

Böden i.S. der technischen Regelwerke nicht gegeben. 

Der Zweckverband hat darüber hinausgehend von seiner Satzungsermächtigung Gebrauch gemacht, vgl. 

Ziffer C1 Wasserrechtliche Festsetzung (§ 37 Abs. 4 Satz 2 HWG): 

Das Niederschlagswasser von nicht dauerhaft begrünten Dachflächen ist in Zisternen mit einer Min-

destgröße von 10 m³ zu sammeln und als Brauchwasser zur Garten-/Grünflächenbewässerung zu 

verwerten, sofern wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Ein Zis-

ternenüberlauf an den Regenwasserkanal ist vorzusehen. 

 

10.4.2.4 Entwässerung in Trennsystem 

Die Entwässerung der geplanten Gebietserweiterung West soll wie bereits im Bestand als Trennsystem 

(getrennter Regen-/ Schmutzwasserkanal) erfolgen. Soweit möglich werden die neuen Kanäle an das 

bereits bestehende Leitungsnetz angeschlossen. Die neue Stichstraße, sowie das angrenzende Gewer-

begebiet im Bereich des Wendehammers (gedrosselter Abfluss) entwässern in das bestehende Regen-

rückhaltebecken (RRB). Hierfür müssen keine Anpassungen vorgenommen werden.  

Das Kanalnetz des Sondergebiets sollte ursprünglich ebenfalls an das bestehende Leitungsnetz ange-

schlossen werden. Für das zusätzlich angefallene Regenwasser hätte das Volumen des Regenrückhal-

tebeckens um rd. 1.500m³ vergrößert werden müssen. 

Aufgrund der bestehenden Topografie und der anstehenden Bodenverhältnisse war ein Anschluss an das 

bestehende Kanalnetz sowohl aus technischen als auch wirtschaftlich Gründen nicht umsetzbar. 

Es wurde daher gemeinsam entschieden, das aufbereitete Regenwasser über einen separat verlegten 

Regenwasserkanal gedrosselt in den Krebsbach abzuleiten. Der Regenwasserkanal soll künftig die L 

3195 im Bereich der AS A 45 Richtung Gießen queren und anschließend in südlicher Richtung in einer 

bereits bestehenden Wegeparzelle verlaufen. Aufgrund der anstehenden Topografie (unzureichende 

Überdeckung des Kanals, sowie notwendige Querung eines bestehenden Schmutzwasserkanals) soll der 

Regenwasserkanal vor Einleitung in den Krebsbach in einen neu herzustellenden Graben eingeleitet 

werden. 

In den geplanten Regenwasserkanal soll gemäß der noch zu genehmigenden Einleitemenge das anfal-

lende Niederschlagswasser gedrosselt abgeführt werden (Einleitemenge entspricht dem natürlichen 

Oberflächenabfluss). Hierdurch muss auf dem Grundstück des Sondergebiets eine Rückhaltung geschaf-

fen werden (Rückstaukanal). 

 

Die Dimension (DN 300) des geplanten Ablaufkanals ergibt sich aus der Bemessung des Drosselabflus-

ses. 

Die erforderliche Regenrückhaltung (mittels zweier Staukanäle, getrennt nach Dachflächenwasser und 

Verkehrsflächenwasser, mittels schwimmergesteuerten Drosselschieber gedrosselt) sowie die Behand-

lung des Verkehrsflächenwassers (gemäß Bewertungsverfahren nach DWA-M 153, über einen Lamellen-

klärer) erfolgt auf dem Grundstück des Sondergebiets und ist Bestandteil dessen Entwässerungsantra-

ges. 

Für die noch zu ermittelnde, gedrosselte Einleitung in den Krebsbach wird ein Einleiteantrag an die Unte-

re Wasserbehörde des Main-Kinzig-Kreises gestellt. Im Vorlauf hierzu wird im Auftrag des Zweckverban-
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des ein hydraulischer Leistungsfähigkeitsnachweis des Krebsbaches durchgeführt. Zurzeit werden noch 

umfangreiche tachymetrische Geländeaufnahmen im weiteren Verlauf des Krebsbaches vorgenommen. 

Mit einem Ergebnis der hydraulischen Leistungsfähigkeit wird voraussichtlich Ende Juli/ Anfang August 

2021 gerechnet. Auf Grundlage der Ergebnisse kann anschließend der Einleiteantrag gestellt werden. 

 

Zur Ableitung des anfallenden Schmutzwassers besteht im Bereich des Kreisverkehrsplatzes eine An-

schlussmöglichkeit an das bereits bestehende Kanalnetz. Aufgrund der problematischen Bodenverhält-

nisse erfolgt der Anschluss an das Kanalnetz mittels einer Druckleitung (geringe Verlegetiefe). Die Her-

stellung und der Betrieb des Pumpenschachtes erfolgt durch den Investor. 

Die o.g. Angaben gelten vorbehaltlich der noch ausstehenden Zustimmung/ Genehmigung der Unteren 

Wasserbehörde des Main-Kinzig-Kreises.  

10.4.2.5 Kosten und Zeitplan 

Der Baubeginn ist für den Herbst/Winter 2021 geplant, die Bauzeit wird auf 1,5 Jahre geschätzt. Die Kos-

ten können zum gegenwärtigen Planzeitpunkt nicht beziffert werden. 

 

10.5 Abflussregelung 

10.5.1 Abflussregelung 

Niederschlagswasser wird nur in dem Umfang abgeführt, wie es auch ohne den Bau des Logistikzent-

rums bzw. der Gewerbeeinheiten im Norden der Fall gewesen wäre, d.h. es wird nur der Abfluss des 

natürlichen Geländes abgeführt.  

Die Entwässerung des Grundstückes erfolgt im Trennsystem, wobei das Niederschlagswasser noch zwi-

schen belastetem Verkehrsflächenwasser und unbelasteten Dachflächenwasser unterschieden wird. 

Gemäß Vorgabe durch die Ingenieurgesellschaft für Verkehr und Stadtplanung (IMB Plan) aus Hanau soll 

das Niederschlagswasser am Schacht RW01, unter Berücksichtigung der maximalen Abflussmenge (wird 

z.Zt. noch ermittelt), in den öffentlichen Regenwasserkanal übergeben werden. Aufgrund der Einleitbe-

schränkung und der Entleerung des öffentlichen Regenwasserkanals in das Gewässer „Krebsbach“ wer-

den auf dem Grundstück des Sondergebiets zwei Regenrückhaltungen mittels Stauraumkanälen reali-

siert.  

Durch die Einleitung des öffentlichen Regenwasserkanals in das Gewässer „Krebsbach“ ist gemäß dem 

Bewertungsverfahren nach DWA-M 153 eine Behandlung des Verkehrsflächenwassers auf dem Grund-

stück des Sondergebiets erforderlich. Das Wasser der Verkehrsflächen wird in einem Staukanal zurück-

gehalten und mit einem schwimmergesteuerten Drosselschieber über eine Behandlungsanlage in den 

öffentlichen Regenwasserkanal abgeleitet. Für das Dachflächenwasser wird ein Staukanal in der Dimen-

sion DN 1400 errichtet und auch mittels eines schwimmergesteuerten Drosselschiebers in den öffentli-

chen Regenwasserkanal Schacht RW01 entleert.  

Das anfallende häusliche Schmutzwasser aus den Büro- und Sozialbereichen sowie der Abfluss aus den 

Testsprinkleranschlüssen wird gemäß Vorgabe bzw. nach Abstimmung mittels einer Hebeanlage in den 

öffentlichen Schmutzwasserkanal der Straße „Zum Haarstrauch“ in den Schacht S19.2 entwässert. 

Die Abflussregelung kann insofern als gesichert angesehen werden. (vgl. auch Ausführungen zu Ziffer 

10.4.2.4) 

 

10.5.2 Vorflutverhältnisse 

s.o. 
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10.5.3 Dezentraler Hochwasserschutz 

Im Baugebiet werden alle technisch möglichen Maßnahmen (z.B. Trennsystem, Staukanal, Reinigungs-

stufe, gedrosselte Einleitung, Beschränkung der zulässigen Versiegelung) getroffen, um zu einer Verbes-

serung des Hochwasserschutzes beizutragen. 

 

10.5.4 Erforderliche Hochwasserschutzmaßnahmen 

Weitergehende Maßnahmen zum Hochwasserschutz sind im Rahmen der hiermit vorliegenden Bauleit-

planung nicht erforderlich. 

 

10.5.5 Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen 

Das Offenhalten der Böden ist eine wesentliche Voraussetzung für einen wirksamen Grundwasser- und 

Bodenschutz. Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen, um die Bodenversiegelung auf das notwendige 

Maß zu begrenzen (§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB). 

 

10.5.6 Besonderheiten bei Gewerbe- und Industriegebieten 

Grundsätzlich sind die Abflüsse von Dach-, PKW- Parkierungs- und Straßenflächen nach den Vorgaben 

der naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung zu behandeln. Aufgrund der Belastung der befahre-

nen Außenflächen (z.B. Reifenabrieb, Tropfverluste, Havariefall) ist vor Einleitung in den öffentlichen 

Kanal und der späteren Ableitung in den Krebsbach eine Behandlung der behandlungsbedürftigen bzw. 

belasteten Flächen erforderlich. 

 

 

11 Altablagerungen und Altlasten 

Altablagerungen oder Altlasten innerhalb des Plangebietes sind der Gemeinde Hammersbach bzw. dem 

Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Limes nicht bekannt. 

 

 

12 Hinweise und sonstige Infrastruktur 

Kampfmittel 

Das Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen, teilt in seiner Stel-

lungnahme vom 17.07.2020 folgendes mit: Über die im Lageplan bezeichnete Fläche liegen dem 

Kampfmittelräumdienst aussagefähige Luftbilder vor. 

Eine Auswertung dieser Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden 

von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitions-

belastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. 

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdäch-

tiger Gegenstand gefunden werden sollte, wird darum gebeten, den Kampfmittelräumdienst unverzüglich 

zu verständigen. 

 

OVAG Netzdienst GmbH 

Die ovag Netz GmbH informiert in ihrer Stellungnahme vom 07.05.2021 darüber, dass in dem ausgewie-

senen Gebiet 20-kV-, 0.4-kV-Kabel und Fernmeldekabel verlegt sind. Zusätzlich befinden sich dort Anla-

gen für die Straßenbeleuchtung. Für die Kabel der ovag Netz GmbH ist ein Schutz- und Arbeitsstreifen 
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von 2,50 m Breite, der nicht überbaut werden darf, auszuweisen. Zusätzlich ist zur Sicherung der Kabel-

leitungen eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit erforderlich. In Bereichen, in denen Bepflanzung 

vorgesehen ist, sind vorhandene und geplante Kabel, durch geeignete Maßnahmen zu schützen. Insbe-

sondere sind auch die vorhandenen Straßenbeleuchtungseinrichtungen zu schützen.  

Bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten bitte Netzbezirk Nidda, Ludwigstraße 26, 63667 Nidda, Tel. 

06043 981-0 kontaktieren. 

 

Für die Versorgung des geplanten Baugebiets mit elektrischer Energie ist der Bau einer Transformato-

renstation erforderlich. Hierzu wird eine Fläche von ca. 11,5 x 13,5 m mit einem Kanalanschluss an der 

rechten vorderen Grundstücksseite benötigt. Neben der zeichnerischen Darstellung im Bebauungsplan 

wird gebeten, textlich aufzunehmen, dass innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweck-

bestimmung Elektrizität bauliche Anlagen die einzuhaltenden Grenzabstände nach Landesbauordnung 

unterschreiten dürfen. Die Station ist gem. Anlage zu § 63 HBO baugenehmigungsfrei. Den Standort 

betreffende Rückfragen bitte unter Tel. 06031 82-1231.  

Zur Anbindung der geplanten Trafostation von der Raststätte Ost und von Himbach kommend wird ein 

2,8 m breiter Schutz- und Arbeitsstreifen benötigt, der nicht überbaut werden darf.  

Abstimmung bzgl. des Anschlusses möglicher Gewerbebetriebe an das Netz der ovag unter Tel. 06031 

82-1099. 

 

Die Fläche für die o.g. Transformatorenstation wurde im Bebauungsplan bereits entsprechend festge-

setzt. 

 

Bergamt 

Das Regierungspräsidium Darmstadt teilt in seiner Stellungnahme vom 07.05.2021 hinsichtlich des Berg-

baus mit, dass keine Sachverhalte vorliegen, die dem Planvorhaben entgegenstehen.  

Rohstoffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen. 

Aktuelle Betriebe: Es befinden sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Planbereich 

und dessen näheren Umgebung. 

Altbergbau: Die Hälfte des Plangebiets wurde in der Vergangenheit von auf Braunkohle sowie auf Eisen 

verliehenem Bergwerkseigentum überdeckt. Die Unterlagen hierzu sind nur noch rudimentär vorhanden, 

es ist ihnen nicht zu entnehmen, ob im Bereich des Vorhabens Bergbau umgegangen ist oder nicht. 

 

Bei Aushubarbeiten wird insofern empfohlen, auf Anzeichen alten Bergbaus zu achten. Sollte Bergbau 

angetroffen werden, wären dann die notwendigen bautechnischen Sicherungsmaßnahmen zu veranlas-

sen. 

 

Main Kinzig-Kreis, Abt. Brandschutz 

Die Abteilung Brandschutz des MKK weist in der Sammelstellungnahme vom 10.05.2021darauf hin, dass 

in brandschutztechnischer Sicht keine Bedenken bestehen, wenn nachfolgende Anforderungen umge-

setzt werden: 

 Zufahrten: Die Zufahrten sind gemäß § 5, Abs. 1 HBO herzustellen, bzw. herzurichten. Die Befahrbarkeit der 

Zubringerwege und die Möglichkeit des Anfahrens zu den Objekten mit Feuerwehrfahrzeugen sind sicherzustel-

len. 
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 Öffentliche Verkehrsflächen: Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-

bahnbreite und der Krümmungsradien mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und unbehindert befahren 

werden können. Bei der Sackgasse ist darauf zu achten, dass der sogenannte „Wendehammer“ auch für Feu-

erwehrfahrzeuge nutzbar ist. Zur ungehinderten Nutzung ist ein lichter Wendeplatz-Durchmesser von mind. 

16,0 m erforderlich. Es sind Verkehrsbeschränkungen (Haltverbote) für Feuerwehraufstellflächen und Feuer-

wehrzufahrtswege zu verfügen. 

Von der unmittelbaren Anordnung von Löschwasserentnahmestellen und Löschwasserentnahmeeinrichtungen 

im Zufahrtsbereich und dem 16 m Durchmesser eines Wendehammers ist abzusehen. 

 

Die Hinweise wurden, soweit sie die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betreffen, bei der Aufstel-

lung des Bebauungsplanes bereits berücksichtigt. Soweit die Hinweise den Vollzug betreffen, sei hierauf 

verwiesen, zumal die genannten Fundstellen unmittelbar geltendes Recht darstellen bzw. dieses ausfüh-

ren und bei der Bauplanung und -ausführung ohnehin zu berücksichtigen sind. 

 

 Kein Hubrettungsfahrzeug: In der Kommune Hammersbach steht kein Hubrettungsgerät für den Geltungsbe-

reich des Bebauungsplanes zur Verfügung. Es ist daher zu gewährleisten, dass Gebäude deren zweiter Ret-

tungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr sichergestellt werden soll, nur errichtet werden dürfen, wenn eine 

maximale Brüstungshöhe von 8,0 m bei den zum Anleitern bestimmten Fenstern über der Geländeoberfläche 

nicht überschritten wird (§ 36 Abs.3 HBO). Wird die maximal zulässige Brüstungshöhe von 8,0 m zur Sicherstel-

lung des zweiten Rettungswegs bei den zum Anleitern bestimmten Fenstern überschritten, ist der zweite Ret-

tungsweg durch geeignete Maßnahmen baulich durch den Bauherrn zu sichern. 

 

Der Hinweis wurde hiermit zur Berücksichtigung bei Bauplanung und -umsetzung in die Begründung zum 

Bebauungsplan aufgenommen. Angemerkt sei, dass bei der vorliegenden Planung die OK Brüstungshö-

he unterhalb von 8m liegt 

 

 Verkehrsberuhigte Bereiche: In Bezug auf evtl. geplante, verkehrsberuhigte Bereiche (im Bereich der Sackgas-

senzufahrt inkl. des Wendehammers) wird darauf hingewiesen, dass Hindernisse wie Aufpflasterungen, Blu-

men- und Pflanzenkübel oder der Einbau von Schwellen die Zufahrt für die Feuerwehr nicht behindern dürfen. 

 

Der allgemeine Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Innerhalb des Bebauungsplans sind keine Ver-

kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung festgesetzt. 

 

 Löschwasserversorgung Grundschutz: Die Löschwasserversorgung für den Grundschutz ist gemäß der „Ersten 

Wassersicherstellungsverordnung“ vom 31.03.1970, sowie nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 (Stand: Febru-

ar 2008) zu gewährleisten. Anhand der Aufstellung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Limes – Erweiterung 

West" der Kommune Hammersbach, Ortsteil Langenbergheim wurden die Richtwerte für den Löschwasserbe-

darf für den Grundschutz folgendermaßen beurteilt: Gewerbegebiet, Baumassenzahl = 10, Grundflächenzahl = 

0,8, mehr als 1 Vollgeschoss, Gefahr der Brandausbreitung, klein, 

Löschwasserbedarf: 96 m³/Stunde für die Dauer von 2 Stunden 

Die geforderte Löschwassermenge muss aus Hydranten zu entnehmen sein. Die Hydranten dürfen einen Ab-

stand von jeder Gebäudemitte aus gesehen und im Straßenverlauf untereinander von maximal 80 m besitzen. 

 Nutzbarkeit von Hydranten: Es ist darauf zu achten, dass Unterflurhydranten so geplant werden, dass eine Be-

nutzung im Brandfall möglich ist und nicht durch darüber parkende Fahrzeuge be-/verhindert werden. Weiterhin 

sollte es ermöglicht werden, die durch Standrohre besetzten Unterflurhydranten mit weiteren Einsatzfahrzeugen 

zu passieren. 

 Nichtöffentliche Löschwasserversorgung: Kann die erforderliche Löschwassermenge nicht durch das öffentliche 

Wasserversorgungsnetz sichergestellt werden, so ist die erforderliche Wassermenge durch eine unabhängige 
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Löschwasserversorgung (offene Gewässer, Löschwasser-behälter und dergl.) sicherzustellen. Einzelheiten über 

die Art der unabhängigen Löschwasserversorgung, die vorzuhaltende Löschwassermenge und Entnahmeein-

richtungen sind mit der Abteilung 57.1 Brand- und Katastrophenschutz, Sachgebiet Vorbeugender Brandschutz, 

Frankfurter Straße 34, 63571 Gelnhausen abzustimmen. 

Unterirdische Löschwasserbehälter müssen gemäß DIN 14230, Löschwasserbrunnen nach DIN 14220 errichtet 

werden. Löschwasserteiche müssen der DIN 14210 entsprechen. 

 Die Löschwasserentnahmestellen sind frostsicher auszubilden. Zur Löschwasserentnahme aus der unabhängi-

gen Löschwasserversorgung sind Löschwasser-Sauganschlüsse nach DIN 14244 einzubauen. Die Saugan-

schlüsse sind durch Hinweisschilder nach DIN 4066 Teil 1 deutlich sichtbar zu kennzeichnen. Die Entfernung 

der Hinweisschilder zur Löschwasserentnahmestelle sollte nicht mehr als 5 m betragen. Bauart, Anzahl und 

Standorte der erforderlichen Sauganschlüsse sind mit der Abteilung 57.1 Brand- und Katastrophenschutz, 

Sachgebiet Vorbeugender Brandschutz, Frankfurter Straße 34, 63571 Gelnhausen abzustimmen. 

 

Der erforderliche Grundschutz wird durch den Zweckverband bereitgestellt. Der jeweils erforderliche 

Mehrbedarf ist durch den Vorhabenträger herzustellen. Im Bereich des Sondergebiets wird die erforderli-

che Löschwassermenge z.B. in Sprinklertanks gesammelt und bereitgehalten. 

 

Main-Kinzig-Netzdienste 

Seitens der Main-Kinzig-Netzdienste bestehen keine Bedenken. Das Gebiet kann grundsätzlich mit Erd-

gas angeschlossen werden. (STN vom 08.04.2021) 

 

 

13 Denkmalschutz 

Das Landesamt für Denkmalpflege Hessen teilt in seiner Stellungnahme vom 10.05.2021 mit, dass auf-

grund der bereits zu einem früheren Zeitpunkt durchgeführten, archäologischen Untersuchungen in den 

direkt an die „Erweiterung West des Gewerbegebiets Limes“ anschließenden Gebieten von einem Vor-

handensein von Kulturdenkmälern im Sinne von § 2 Abs. 2 HDSchG (Bodendenkmäler) im Bereich der 

Erweiterung West auszugehen ist. Ein bekanntes Bodendenkmal liegt in der Flur „Am Himbacher Weg“, 

Flst. Nr. 31 (Langenbergheim 14, vorgeschichtliche Siedlungsspuren). Im Bereich der heutigen Raststätte 

Langen-Bergheim liegt ein weiteres Bodendenkmal, welches weniger als 100m vom geplanten Gewerbe-

gebiet entfernt ist (Langen-Bergheim 1, ehemalige Hügelgräber. Für diesen Bereich sind vorbereitende 

Untersuchungen erforderlich und werden durchgeführt. 

Für den Bereich des Sondergebiets wurden bereits geophysikalische Untersuchungen durchgeführt, die 

eine vorbereitende Untersuchung nach sich gezogen haben, die 2021 in flächigen Grabungen mündeten. 

Nach Abschluss der Grabungen ist in den flächig dokumentierten Bereichen aller Wahrscheinlichkeit 

nach nicht mehr mit dem Vorhandensein von Bodendenkmälern zu rechnen. 

 

Gleichwohl wird zur Sicherung von Bodendenkmälern folgender Hinweis aufgenommen: 

Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denk-

malpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde un-

verzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der An-

zeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung 

des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG). 
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14 Bodenordnung 

Die Flächen befinden sich bis auf die Wege und inzwischen freihändig durch Zweckverband und Kom-

munen erworbene Flächen in nur noch untergeordneten Umfang in Privatbesitz. Ein Umlegungsverfahren 

nach dem Baugesetzbuch (§§ 45 - 79 BauGB) wurde angeordnet und befindet sich in der Durchführung. 

Die Betrachtung der landwirtschaftlichen Betroffenheit in den geplanten Erweiterungen des Interkommu-

nalen Gewerbegebietes im Norden (ca. 3 ha), Westen (ca. 9,5 ha) und Osten (ca. 17,5 ha) hat folgendes 

ergeben bzw. ist wie folgt gelöst worden:  

Der Landwirt B**** ist erneut im Norden, Westen und Osten mit ca. 10 ha Pachtfläche und mit ca. 2 ha 

Eigentumsfläche betroffen. Als Ersatz für seine Betroffenheit über das Gesamtgebiet hat Herr B**** weiter 

entfernt selbst für ausreichend Ersatz gesorgt und für die damit verbundenen erhöhten Rüstzeiten eine 

zusätzliche Entschädigung gemäß beiliegender 2. Vereinbarung erhalten. Alle weiteren Eigentümer 

(Landwirte) und Pächter sind nicht wesentlich (nach den Vorgaben des RP) von den geplanten Erweite-

rungen betroffen. Der betroffene Landwirt M**** mit ca. 1,5 ha der West- und Osterweiterung hat bereits 

im Vorfeld an den Zweckverband verkauft und sich mit Hilfe des Verkaufserlöses Hof nahes Ersatzland 

erworben. Die Erbengemeinschaft S**** (ca. 2 ha) verlangt Ersatzfläche, da ein Miterbe noch im Neben-

erwerb Landwirtschaft betreibt. Hier kann zumindest zum jetzigen Zeitpunkt zum Teil Ersatzland zur Ver-

fügung gestellt werden. Darüber hinaus kann für die Zukunft weiteres Ersatzgelände in Aussicht gestellt 

werden. 

Es wird generell versichert, dass im weiteren Planungsprozess den Belangen der Landwirtschaft Rech-

nung getragen wird und die Situation durch geeignete Maßnahmen (Ersatz- und Tauschlandangebote, 

Entschädigungszahlungen u.a.) entsprechend entgegengetreten wird. 

Die Land+Forst Projektentwicklung GmbH wird gemeinsam mit dem Zweckverband Interkommunales 

Gewerbegebiet Limes hierzu im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung die hier beschriebenen Maß-

nahmen umsetzen. 

 

 

15 Kennzeichnungen, Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

Hingewiesen wird auf: 

 die gesetzlichen Vorgaben zur Verwertung von Niederschlagswasser (HWG und WHG) 

 die Belange des Denkmalschutzes und auf § 21 des Hessischen Denkmalschutzgesetzes 

(HDSchG) 

 Altlasten und Abfallwirtschaft 

 Baufreihaltezonen (§ 9 Abs. 1 und 2 FStrG und § 23 Abs. 1 HStrG (nachrichtlich)) 

 die Lage im Trinkwasserschutzgebiet 

 die Lage im Heilquellenschutzgebiet 

 die Belange des Artenschutzes 

 Abfallwirtschaft und  

 Vorsorgender Bodenschutz 
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16 Verzeichnis der Gutachten 

Im Rahmen des Bebauungsplans wurden folgende Einzelgutachten erarbeitet: 

 Anlage 1: Umweltbericht, Ingenieurbüro für Umweltplanung (IBU), Staufenberg (27.09.2021) 

 Anlage 2: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, IBU, Staufenberg (06.07.2021 / aktualisierte Fas-

sung 29.09.2021) 

 Anlage 3: Schalltechnische Untersuchung, Planungsbüro für Lärmschutz Altenberge, Senden, 

(März 2021 / aktualisierte Fassung Juni 2021) 

 Anlage 4: Verkehrsuntersuchung, imb Plan, Hanau (Januar 2021/ aktualisierte Fassung Mai 

2021) 

 Anlage 5: Zusatzbewertung Landschaftsbild, Ingenieurbüro für Umweltplanung (IBU), Staufen-

berg (06.07.2021) 

 Anlage 6: Luftschadstoffgutachten, Lohmeyer GmbH, Karlsruhe (Januar 2021) 

 Anlage 7: Bodengutachten, M & P Ingenieurgesellschaft, Hagen (26.02.2021) 

 Anlage 8: Fachbeitrag Bodenschutz, UP&B, Hüttenberg (16.03.2021),  

 Anlage 9: Ergänzung Fachbeitrag Bodenschutz, IBU Staufenberg (05.07.2021) 

 Anlage 10: Hydrogeologischer Fachbeitrag, M & P Ingenieurgesellschaft, Hagen (30.06.2021) 

 Anlage 10a: Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), M & P Ingenieurgesellschaft Ha-

gen (Juli 2021) 

 Anlage 11: Gutachten zur Bewertung der Lichtimmissionen, ibK Ingenieurbüro Dr. Karl, Staufen-

berg (30.06.2021) 

 Anlage 12: Aussagen zu lokalklimatischen Verhältnissen, Lohmeyer GmbH, Karlsruhe 

(11.06.2021) 

 Archäologisch-geophysikalische Prospektion (Grabungen sind in Vorbereitung) 

 Öffentliche Ver- und Entsorgungsplanung und Planung der äußeren Erschließung, imb Plan (fort-

laufend in Bearbeitung) 
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17 Verfahrensstand 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB: 22.08.2017 mit Bekanntmachung vom 13.01.2018 

(und Erweiterung des Aufstellungsbeschlusses 03.04.2019, Bekanntmachung 25.05.2019) 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB: 12.04.2021 – 14.05.2021,  

Bekanntmachung: Stadt Büdingen am 02.04.2021 und Gemeinde Hammersbach und Gemeinde Li-

meshain am 03.04.2021 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 

BauGB: Anschreiben: 01.04.2021, Frist: 10.05.2021 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB: 02.08.2021 – 06.09.2021 (einschl.), Bekannt-

machung: Stadt Büdingen 23.07.2021, Gemeinde Hammersbach 24.07.2021 und Gemeinde Limeshain 

24.07.2021  

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB: An-

schreiben: 26.07.2021, Frist: 06.09.2021 (einschl.) 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB: 18.10.2021 

[Die in der Plankarte rot umrandeten Bereiche wurden vom Satzungsbeschluss ausgenommen.] 
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